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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 3. Juni 1958 

4 — 41001 — 2229/58 V 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlos- 
senen 

Entwurf eines Gesetzes über die Kapital- 
erhöhung aus Gesellschaftsmitteln und über 
die Gewinn- und Verlustrechnung 

nebst Begründung (Anlage 1) mit der Bitte, die Bc^schlußfas- 
sung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend sind die Bundesminister der Justiz und für Wirt- 
schaft. 

Der Bundesrat hat in seiner 192. Sitzung am 2. Mai 1958 gemaP) 
Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, zu dem Ent- 
wurf wie aus der Anlage 2 ersichtlich Stellung zu nehmen. Im 
übrigen hat der Bundesrat gegen den Entwurf keine Einwen- 
dungen erhoben. 

Die Auffassung der Bundesregierung zu der Stellungnahme des 
Bundesrates ist in der Anlage 3 dargelegt. 


Für den Bundeskanzler: 

Der Bundesminister der Justiz 

Schäffer 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heqer 
Bad Godesbercj, Goefher.tr. 54, Telefon 3551 
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Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 

über die Kapitalerhöhung aus Gesellschaftsmitteln und über 
die Gewinn- und Verlustrechnung 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 

ERSTER ABSCHNITT 

Kapitalerhöhung aus Gesellschaftsmitteln 

§ 1 

(1) Eine Kapitalgesellschaft (Aktiengesellschaft, 
Kommanditgesellschaft auf Aktien, Gesellschaft mit 
beschränkter Haftung) kann ihr Nennkapital da- 
durch erhöhen, daß sie Rücklagen, die in der Jah- 
resbilanz für das letzte vor der Beschlußfassung 
über die Kapitalerhöhung abgelaufene Geschäfts- 
jahr unter „Rücklagen" ausgewiesen sind, in Nenn- 
kapital umwandelt. 

(2) In Nennkapital können umgewandeit werden 

1. bei Aktiengesellschaften und Kommandit- 
gesellschaften auf Aktien freie Rücklagen 
und die gesetzliche Rücklage, soweit sie 
den zehnten oder den in der Satzung nach 
§ 130 Abs. 2 Nr. 1 des Aktiengesetzes be- 
stimmten höheren Teil des bisherigen 
Grundkapitals übersteigt, 

2. bei Gesellschaften mit beschränkter Haf- 
tung freie Rücklagen sowie die Sonder- 
rückJage nach § 35 Abs. 3 Satz 1, § 47 
Abs. 1 des D-Markbilanzgesetzes. 

(3) Freie Rücklagen, die einem bestimmten Zweck 
zu dienen bestimmt sind, dürfen nur umgewandelt 
werden, soweit dies mit ihrer Zweckbestimmung 
vereinbar ist. Unter Rücklagen ausgewiesene 
Posten, die auf Grund steuerlicher Vorschriften 
erst bei ihrer Auflösung zu versteuern sind, kön- 
nen nicht umgewandelt werden. 

§ 2 

Für den Beschluß über die Erhöhung des Nenn- 
kapitals und für die Anmeldung des Beschlusses 
gelten bei Aktiengesellschaften § 149 Abs. 1, § 151 
Abs. 1 des Aktiengesetzes, bei Kommanditgesell- 
schaften auf Aktien § 149 Abs. 1, § 151 Abs. 1, 
§ 219 Abs. 3 und § 225 Nr. 1 des Aktiengesetzes 
und bei Gesellschaften mit beschränkter Haftung 
§ 53 Abs. 1 und 2, § 54 Abs. 1 des Gesetzes be- 
treffend die Gesellschaften mit beschränkter Haf- 
tung sinngemäß. 

§ 3 

Die Erhöhung des Nennkapitals kann erst be- 
schlossen werden, nachdem der Jahresabschluß für 


das letzte vor der Beschlußfassung über die Kapi- 
talerhöhung abgelaufene Geschäftsjahr festgesteilt 
und über die Verteilung des Reingewinns dieses 
Geschäftsjahrs Beschluß gefaßt ist. 


I Dem Beschluß über die Erhöhung des Nennkapi- 
! tals ist eine Bilanz zugrunde zu legen. 

i 

§ 5 

Dem Beschluß kann die Jahresbilanz für das 
letzte vor der Beschlußfassung abgelaufene Ge- 
schäftsjahr zugrunde gelegt werden, wenn 

1. in der festgestellten Jahresbilanz die Beträge, 
die nach § 1 zur Erhöhung des Nennkapitals 
verwandt werden können, als umwandlungs- 
fähige Rücklagen gesondert ausgewiesen sind, 

2. die Jahresbilanz geprüft und die festgestellte 
Jahresbilanz mit dem uneingeschränkten Be- 
stätigungsvermerk der Abschlußprüfer ver- 
sehen ist, 

3. der Stichtag der Jahresbilanz höchstens sie- 
ben Monate vor der Anmeldung des Beschlus- 
ses zur Eintragung in das Handelsregister 
liegt. 

Bei Gesellschaften mit beschränkter Haftung genügt 
die Prüfung durch vereidigte Buchprüfer; die Ab- 
schlußprüfer müssen von der Versammlung der Ge- 
sellschafter gewählt sein. 

§ 6 

(1) Wird dem Beschluß nicht die Jahresbilanz für 
das letzte vor der Beschlußfassung abgelaufene 

j Geschäftsjahr zugrunde gelegt, so muß die Bilanz 
den Vorschriften über die Gliederung der Jahres- 
bilanz und über die Wertansätze in der Jahres- 
bilanz entsprechen. Der Stichtag der Bilanz darf 
! höchstens sieben Monate vor der Anmeldung des 
Beschlusses zur Eintragung in das Handelsregister 
liegen. In der Bilanz sind die Beträge, die nach § 1 
zur Erhöhung des Nennkapitals verwandt werden 
können, als umwandlungsfähige Rücklagen geson- 
dert auszuweisen. 

(2) Die Bilanz ist, bevor über die Erhöhung des 
Nennkapitals Beschluß gefaßt wird, durch einen 

i oder mehrere Prüfer darauf zu prüfen, ob sie dem 
Absatz 1 entspricht. Sind nach dem abschließenden 
Ergebnis der Prüfung keine Einwendungen zu er- 
heben, so habea die Prüfer dies durch einen Ver- 
merk zu bestätigen. Die Erhöhung des Nennkapitals 
kann nicht ohne diese Bestätigung der Prüfer be- 
schlossen werden. 
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(3) Die Prüfer werden von der Hauptversamm- 
lung (Versammlung der Gesellschafter) gewählt; 
falls nicht andere Prüfer gewählt werden, gelten 
die Prüfer als gewählt, die für die Prüfung des 
Jahresabschlusses für das letzte vor der Beschluß- 
fassung über die Kapitalerhöhung abgelaufene Ge- 
schäftsjahr von der Hauptversammlung (Versamm- 
lung der Gesellschafter) gewählt oder vom Gericht 
bestellt worden sind. Im übrigen sind, soweit sich 
aus der Besonderheit des Prüfungsauftrags nichts 
anderes ergibt, §§ 137 bis 139, § 141 des Aktien- 
gesetzes anzuwenden. Bei Gesellschaften mit be- 
schränkter Haftung können auch vereidigte Buch- 
prüfer zu Prüfern bestellt werden. 

(4) Absatz 3 gilt nicht für Versidierungsaktien- 
gesellschaftcn. Bei diesen werden die Prüfer vom 
Aufsichtsrat bestimmt; falls nicht andere Prüfer be- 
stimmt werden, gelten die Prüfer als bestimmt, die 
für die Prüfung des Jahresabschlusses für das letzte 
vor der Beschlußfassung über die Kapitalerhöhung 
abgelaufene Geschäftsjahr bestimmt worden sind. 
Im übrigen sind, soweit sich aus der Besonderheit 
des Prüfungsauftrags nichts anderes ergibt, §§ 59 
bis 61, § 63 des Gesetzes über die Beaufsichtigung 
der privaten Versicherungsunternehmen und Bau- 
sparkassen anzuwenden. 

§ 7 

(1) Bei Aktiengesellschaften und Kommanditge- 
sellschaften auf Aktien ist in den Fällen des § 6 
die Bilanz, die dem Beschluß zugrunde gelegt wer- 
den soll, mindestens während der letzten zwei 
Wochen vor dem Tage der Hauptversammlung, die 
über die Erhöhung des Nennkapitals besdiließt, in 
dem Geschäftsraum der Gesellschaft zur Einsicht 
der Aktionäre auszulegen. Auf Verlangen ist jedem 
Aktionär spätestens zwei Wochen vor dem Tage 
der Versammlung eine Abschrift der Vorlage zu er- 
teilen. An die Stelle des Tages der Versammlung 
tritt, wenn die Teilnahme an der Versammlung 
oder die Ausübung des Stimmrechts von der Hin- 
terlegung der Aktien abhängig ist, der Tag, bis zu 
dessen Ablauf die Aktien zu hinterlegen sind. 

(2) Bei Gesellschaften mit beschränkter Haftung 
sind in den Fällen des § 6 die Bestimmung des Ge- 
sellschaftsvertrags über die vorherige Bekanntgabe 
der Jahresbilanz an die Gesellschafter entspre- 
chend anzuwenden. 

§ 8 

Zur Erhöhung des Nennkapitals können nur Be- 
träge verwendet werden, die in der zugrunde ge- 
legten Bilanz nach § 5 Satz 1 Nr. 1 oder nach § 6 
Abs. 1 Satz 3 gesondert ausgewiesen sind. Sie kön- 
nen nicht verwendet werden, soweit in der Bilanz 
ein Verlust, einschließlich eines Verlustvortrags, 
oder ein anderer Gegenposten zum Eigenkapital 
ausgewiesen ist. 

§ 9 

(1) Aktiengesellschaften und Kommanditgesell- 
schaften auf Aktien können die Kapitalerhöhung 
vorbehaltlich des § 15 Abs. 2 Satz 2 nur durch Aus- 


gabe neuer Aktien durchführen. Die neuen Aktien 
können auf jeden durch zehn teilbaren Betrag ge- 
stellt werden, auf Beträge unter einhundert Deut- 
; sehe Mark jedoch nur, wenn noch Aktien der Ge- 
sellschaft auf Beträge unter einhundert Deutsche 
Mark lauten. Die Ausgabe neuer Mehrstimmrechts- 
aktien und die Erhöhung des Stimmrechts von Mehr- 
stimmrechtsaktien auf Grund des § 16 Abs. 1 be- 
dürfen keiner Genehmigung nach § 12 Abs. 2 des 
; Aktiengesetzes. 

' (2) Gesellschaften mit beschränkter Haftung kön- 

; neu die Kapitalerhöhung durch Bildung neuer Ge- 
I schäftsanteile oder durch Erhöhung des Nennbe- 
trags der Geschäftsanteile durchführen; der Be- 
; Schluß über die Erhöhung des Stammkapitals muß 
I die Art der Erhöhung angeben. Die neuen Ge- 
schäftsanteile und die Geschäftsanteile, deren Nenn- 
I betrag erhöht wird, können auf jeden durch zehn 
! teilbaren Betrag, müssen jedoch auf mindestens 
. fünfzig Deutsche Mark gestellt werden. Soll die 
j Kapitalerhöhung durch Erhöhung des Nennbetrags 
] der Geschäftsanteile durchgeführt werden, ist sie so 
j zu bemessen, daß durch sie auf keinen Geschäfts- 
j anteil Beträge entfallen, die durch eine Erhöhung 
des Nennbetrags des Geschäftsanteils nicht gedeckt 
werden können. 

§ 10 

(1) Der Anmeldung des Beschlusses über die Er- 
höhung des Nennkapitals zur Eintragung in das 
Handelsregister ist die der Kapitalerhöhung zu- 
grunde gelegte, mit dem Bestätigungsvermerk der 
Prüfer versehene Bilanz, in den Fällen des § 6 

! außerdem die Jahresbilanz für das letzte vor der 
i Beschlußfassung über die Kapitalerhöhung abgelau- 
! fene Geschäftsjahr, sofern sie noch nicht einge- 
j reicht ist, beizufügen. In der Anmeldung ist die 
Erklärung abzugeben, daß dem Anmeldenden keine 
Umstände bekannt sind, die die Annahme rechtfer- 
tigen, daß eine Vermögensminderung eingetreten 
; ist, die der Umwandlung der Rücklagen in Nenn- 
I kapital, wenn sie am Tage der Anmeldung beschlos- 
I sen worden wäre, ganz oder teilweise entgegen- 
: stehen würde. 

(2) Das Registergericht darf den Beschluß nur ein- 
tragen, wenn die der Kapitalerhöhung zugrunde 

I gelegte Bilanz für einen höchstens sieben Monate 
I vor der Anmeldung liegenden Zeitpunkt aufgestellt 
‘ und eine Erklärung nach Absatz 1 Satz 2 abgegeben 
j worden ist. 

i (3) Zu der Prüfung, ob die Bilanzen den gesetz- 
lichen Vorschriften entsprechen, ist das Gericht 
nicht verpflichtet. 

(4) Bei der Eintragung des Beschlusses ist anzu- 
geben, daß es sich um eine Kapitalerhöhung aus 
Gesellschaftsmitteln handelt. 

§ 11 

(1) Mit der Eintragung des Beschlusses über die 
Erhöhung des Nennkapitals ist das Nennkapital 
erhöht. 

(2) Die neuen Anteilsrechte gelten als voll ein- 
gezahlt. 
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§ 12 i 

Die neuen Anteilsrechte stehen den Aktionären I 

(Gesellschaftern) im Verhältruis ihrer Anteile am 
bisherigen Nennkapital zu; ein entgegenstehender 
Beschluß ist nichtig. 

§ 13 I 

(1) Führt die Kapitalerhöhung dazu, daß auf j 

einen Anteil am bisherigen Nennkapital nur ein 
Teil eines neuen Anteilsrechts entfällt, so ist dieses 
Teilrecht selbständig veräußerlich und vererblich. 

(2) Die Rechte aus einem neuen Anteilsrecht, ein- | 
schließlich des Anspruchs auf Ausstellung einer Ur- j 
künde über das neue Anteilsrecht, können nur aus- I 
geübt werden, wenn Teilrechte, die zusammen ein 
volles Anteilsrecht ergeben, in einer Hand ver- 
einigt sind oder wenn sich mehrere Berechtigte, 
deren Teilrechte zusammen ein volles Anteils- 
recht ergeben, zur Ausübung der Rechte (§ 63 des 
Aktiengesetzes, § 18 des Gesetzes betreffend die 
Gesellschaften mit beschränkter Haftung) zusam- 
menschließen. 

§ 14 

(1) Nach der Eintragung des Beschlusses über 
die Erhöhung des Grundkapitals haben Aktien- 
gesellschaften und Kommanditgesellschaften auf 
Aktien unverzüglich die Aktionäre aufzufordern, 
die neuen Aktien abzuholen. Die Aufforderung ist 
in den Gesellschaftsblättern bekanntzumachen. In 
der Bekanntmachung ist anzugeben, 

1. um welchen Betrag das Grundkapital er- 
höht worden ist, 

2. in welchem Verhältnis auf die alten Aktien 
neue Aktien entfallen. 

In der Bekanntmachung ist ferner darauf hinzu- 
weisen, daß die Gesellschaft berechtigt ist, Aktien, 
die nicht innerhalb eines Jahres seit der Bekannt- 
machung der Aufforderung im Bundesanzeiger ab- 
geholt werden, nach dreimaliger Androhung für 
Rechnung der Beteiligten zu verkaufen. 

(2) Nach Ablauf eines Jahres seit der Bekannt- 
machung der Aufforderung im Bundesanzeiger hat 
die Gesellschaft den Verkauf der nicht abgeholten 
Aktien anzudrohen. Die Androhung ist dreimal in 
Abständen von mindestens einem Monat in den 
Gesellschaftsblättern bekanntzumachen; die letzte 
Bekanntmachung muß vor dem Ablauf von acht- 
zehn Monaten seit der Bekanntmachung der Auf- 
forderung im Bundesanzeiger ergehen. 

(3) Nach Ablauf eines Jahres seit der letzten 
Bekanntmachung der Androhung im Bundesanzei- 
ger hat die Gesellschaft die nicht abgeholten Ak- 
tien für Rechnung der Beteiligten zum amtlichen 
Börsenpreis durch Vermittlung eines Kursmaklers 
und beim Fehlen eines Börsenpreises durch öffent- 
liche Versteigerung zu verkaufen. § 179 Abs. 3 
Satz 2 bis 6 des Aktiengesetzes gilt sinngemäß. 

(4) Die Absätze 1 bis 3 gelten sinngemäß für 
Aktiengesellschaften und Kommanditgesellschaften 
auf Aktien, die keine Aktienurkunden ausgegeben 


haben; die Gesellschaften haben die Aktionäre auf- 
zufordern, sich die neuen Aktienrechte zuteilen zu 
lassen. 

§ 15 

(1) Eigene Anteile nehmen an der Erhöhung des 
Nennkapitals teil. 

(2) Teileingezahlte Anteile nehmen entsprechend 
ihrem Nennbetrag an der Erhöhung des Nennkapi- 
tals teil. Sind teileingezahlte Anteile vorhanden, so 
kann die Kapitalerhöhung abweichend von § 9 bei 
den teileingezahlten Anteilen nur durch Erhöhung 
des Nennbetrags der Anteile, bei den volleinge- 
zahlten Anteilen auch durch Erhöhung des Nenn- 
betrags der Anteile durchgeführt werden; die An- 
teile, deren Nennbetrag erhöht wird, können auf 
jeden durch fünf teilbaren Betrag gestellt werden. 
Soweit die Kapitalerhohung durch Erhöhung des 
Nennbetrags der Anteile durchgeführt wird, gilt 
§ 9 Abs. 2 Satz 3 entsprechend. 

§ 16 

(1) Das Verhältnis der mit den Anteilen verbun- 
denen Rechte zueinander wird durch die Kapital- 
erhöhung nicht berührt. 

(2) Soweit sich einzelne Rechte teileingezahlter 
Anteile, insbesondere die Beteiligung am Gewinn 
oder das Stimmrecht, nach der je Anteil geleisteten 
Einlage bestimmen, stehen diese Rechte den Ak- 
tionären (Gesellschaftern) bis zur Leistung der noch 
ausstehenden Einlagen nur nach der Höhe der ge- 
leisteten Einlage, erhöht um den auf den Nenn- 
betrag des Nennkapitals berechneten Hiindertsatz 
der Erhöhung des Nennkapitals, zu; werden wei- 
tere Einzahlungen geleistet, so erweitern sich diese 
Rechte entsprechend. Im Falle des § 212 Abs. 3 des 
Aktiengesetzes gelten die Erhöhungsbeträge als 
voll eingezahlt. 

(3) Der wirtschaftliche Inhalt vertraglicher Bezie- 
hungen der Gesellschaft zu Dritten, die von der Ge- 
winnausschüttung der Gesellchaft, dem Nennbetrag 
oder Wert ihrer Aktien oder ihres Nennkapitals 
oder in sonstiger Weise von den bisherigen Kapi- 
tal- oder Gewinnverhältnissen abhängen, wird durch 
die Kapitalerhöhung nicht berührt. Gleiches gilt für 
Nebenverpflichtungen der Aktionäre (§ 50 des Ak- 
tiengesetzes). 

§ 17 

Die neuen Anteilsrechte nehmen, wenn nichts 
anderes bestimmt ist, am Gewinn des ganzen Ge- 
schäftsjahrs teil, in dem die Erhöhung des Nenn- 
kapitals beschlossen worden ist. 

§ 18 

Bedingtes Kapital (§§ 159 ff. des Aktiengesetzes) 
erhöht sich im gleichen Verhältnis wie das Grund- 
kapital. Ist das bedingte Kapital zum Zweck der 
Gewährung von Umtauschrechten an Gläubiger von 
Wandelschuldverschreibungen beschlossen worden, 
so ist zur Deckung des Unterschieds zwischen dem 
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Ausgabebetrag der Schuldverschreibungen und dem ' 
höheren Gesamtnennbetrag der für sie zu gewäh- 
renden Bezugsaktien eine Sonderrücklage zu bil- 
den, soweit nicht Zuzahlungen der Umtauschberech- 
tigten vereinbart sind. 

§ 19 

Vor der Eintragung des Beschlusses über die Er- 
höhung des Nennkapitals in das Handelsregister 
dürfen bei Aktiengesellschaften und Kommandit- 
gesellschaften auf Aktien neue Aktien und Zwi- 
schenscheine nicht ausgegeben, bei Gesellschaften 
mit beschränkter Haftung neue Geschäftsanteile 
nicht gebildet werden. 

§ 20 I 

Als Anschaffungskosten der vor der Erhöhung | 
des Nennkapitals erworbenen Anteilsrechte und j 
der auf sie entfallenen neuen Anteilsrechte gelten | 
die Beträge, die sich für die einzelnen Anteils- | 
rechte ergeben, wenn die Anschaffungskosten der 
vor der Erhöhung des Nennkapitals erworbenen | 
Anteilsrechte auf diese und auf die auf sie ent- j 
fallenen neuen Anteilsrechte nach dem Verhältnis . 
der Nennbeträge verteilt werden. Der Zuwachs an 
Anteilsrechten ist nicht als Zugang auszuweisen. 

§ 21 

Sind alle vor der Erhöhung des Grundkapitals 
ausgegebenen Aktien einer Gattung an einer deut- 
schen Börse zum amtlichen Handel zugelassen, so 
gilt die Zulassung auch für die auf sie entfallenen 
neuen Aktien. 


ZWEITER ABSCHNITT 


3. Löhne und Gehälter; 

4. soziale Abgaben; 

5. zusätzliche soziale Aufwendungen; 

6. Abschreibungen uad Wertberichtigun- 
gen auf die in § 131 Abs. 1 A II Nr. 1 
bis 5 bezeichneten Gegenstände des 
Anlagevermögens ; 

7. Abschreibungen und Wertberichtigun- 
gen auf die in § 131 Abs. 1 A II Nr. 6 
und 7 bezeichneten Gegenstände des 
Anlagevermögens. ; 

8. Abschreibungen und Wertberichtigun- 
gen auf die in § 131 Abs. 1 A III Nr. 4 
bis 16 bezeichneten Gegenstände des 
Umlaufvermögens ; 

9. Verluste aus dem Abgang von Gegen- 
ständen des Anlagevermögens; 

10. Zinsen und ähnliche Aufwendungen; 

11. Steuern 

a) vom Einkommen, vom Ertrag und 
vom Vermögen, 

b) sonstige; 

12. Aufwendungen aus Verlustübernahme- 
verträgen; 

13. sonstige Aufwendungen; 

14. auf Grund eines Gewinnabführungsver- 
trages abgeführte Gewinne; 

15. Verlustvortrag aus dem Vorjahr; 

16. Einstellungen in Rücklagen 

a) in die gesetzliche Rücklage, 

b) in freie Rücklagen; 

17. Reingewinn. 


Gewinn- und Verlustrechnung 


§ 22 I 

§ 132 des Aktiengesetzes erhält die folgende | 
Fassung: 

.§ 132 

Gliederung der Gewinn- und Verlustrechnung 

(1) Für die Gewinn- und Verlustrechnung kann 
entweder die Kontoform oder die Staffelform ver- | 
wandt werden. 

(2) Bei Verwendung der Kontoform sind, wenn 

der Geschäftszweig keine abweichende Gliederung 
bedingt, die gleichwertig sein muß, unbeschadet 
einer weiteren Gliederung folgende Posten geson- ■ 
dert auszuweisen: | 

I. Auf der Seite der Aufwendungen: | 


1. Verminderung des Bestandes an ferti- 
gen und halbfertigen Erzeugnissen; 

2. Aufwendungen für Roh-, Hilfs- und Be- 
triebsstoffe, für diesen gleichzusetzende 
Fremdleistungen und für bezogene 
Waren; 


II. Auf der Seite der Erträge: 

1. Umsatzerlöse; 

2. Erhöhung des Bestandes an fertigen 
und halbfertigen Erzeugnissen; 

3. andere aktivierte Eigenleistungen; 

4. Erträge aus Gewinnabführungsverträ- 
gen; 

5. Erträge aus Beteiligungen; 

6. Erträge aus anderen Wertpapieren des 
Anlagevermögens; 

7. Zinsen und ähnliche Erträge; 

8. Erträge aus dem Abgang von Gegen- 
ständen des Anlagevermögens und aus 
Zuschreibungen zu Gegenständen des 
Anlagevermögens ; 

9. Erträge aus der Auflösung von Wert- 
berichtigungen, soweit sie nicht unter 
Nr. 8 aufzuführen sind; 

10. Erträge aus der Auflösung von Rück- 
stellungen; 

11. sonstige Erträge; 
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12. Erträge aus Verlustübernahmeverträ- 
gen; 

13. Gewinnvortrag aus dem Vorjahr; 

14. Entnahmen aus Rücklagen 

a) aus der gesetzlichen Rücklage, 

b) aus einer freien Rücklage; 

15. Reinverlust. 

(3) Bei Verwendung der Staffelform sind, wenn 
der Geschäftszweig keine abweichende Gliederung 
bedingt, die gleichwertig sein muß, unbeschadet 
einer weiteren Gliederung folgende Posten geson- 
dert auszuweisen: 

1. Umsatzerlöse 

2. Erhöhung oder 

Verminderung des 
Bestandes an fer- 
tigen und halbfer- 
tigen Erzeugnissen 

3. andere aktivierte 

Eigenleistungen 

4. Gesamtleistung 

5. Aufwendungen für 

Roh-, Hilfs- und 
Betriebsstoffe, für 
diesen gleichzuset- 
zende Fremdlei- 
stungen und für be- 
zogene Waren 

6. Rohertrag/Rohauf- 
wand 

7. Erträge aus Ge- 

winnabführungs- 
verträgen 

8. Erträge aus Betei- 
ligungen 

9. Erträge aus ande- 

ren Wertpapieren 
des Anlagevermö- 
gens 

10. Zinsen und ähn- 
liche Erträge 

11. Erträge aus dem 

Abgang von Ge- 
genständen des 

Anlagevermögens 
und aus Zuschrei- 
bungen zu Gegen- 
ständen des An- 
lagevermögens 

12. Erträge aus der 

Auflösung von 

Wertberichtigun- 
gen, soweit sie 
nicht unter Nr. 11 
aufzuführen sind 

13. Erträge aus der 
Auflösung von 

Rückstellungen 


14. sonstige Erträge 

15. Erträge aus Ver- 
lustübernahmever- 
trägen 

16. Gewinnvortrag 
aus dem Vorjahr 


17. Löhne und Gehäl- 
ter 

18. soziale Abgaben 

19. zusätzliche soziale 
Aufwendungen 

20. Abschreibungen 
und Wertberichti- 
gungen auf die in 
§ 131 Abs. 1 A II 
Nr. 1 bis 5 bezeich- 
neten Gegenstände 
des Anlagevermö- 
gens 

21. Abschreibungen 
und Wertberichti- 
gungen auf die in 
§ 131 Abs. 1 A II 
Nr. 6 und 7 be- 
zeichneten Gegen- 
stände des Anlage- 
vermögens 

22. Abschreibungen 
und Wertberichti- 
gungen auf die in 
§ 131 Abs. 1 AIII 
Nr. 4 bis 16 be- 
zeichneten Gegen- 
stände des Um- 
laufvermögens 

23. Verluste aus dem 
Abgang von Ge- 
genständen des 
Anlagevermögens . 

24. Zinsen und ähn- 
liche Aufwendun- 
gen 

25. Steuern 

a) vom Einkom- 

men, vom Er- 
trag und vom 
Vermögen 

b) sonstige 

26. Aufwendungen aus 
Verlustüber- 
nahmeverträgen 

27. sonstige Aufwen- 
dungen 

28. auf Grund eines 
Gewinnabfüh- 
rungsvertrages ab- 
geführte Gewinne . 
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29. Verlustvortrag aus 
dem Vorjahr 

30. Jahresüberschuß/ 
Jahresfehlbetrag 

31. Entnahmen aus 
Rücklagen 

a) aus der gesetz- 
lichen Rücklage.. 

b) aus einer freien 
Rücklage 

32. Einstellungen in 
Rücklagen 

a) in die gesetz- 
liche Rücklage .. 

b) in freie Rück- 
lagen 

33. Reingewinn/Rein- 
verlust 


(4) Bei der Ermittlung der Umsatzerlöse dürfen 
nur Preisnachlässe und zurück gewährte Entgelte 
abgesetzt werden. 

(5) Sind am Abschlußstichtag keine Aktien der 
Gesellschaft an einer deutschen Börse zum amt- 
lichen Handel zugelassen oder in den geregelten 
Freiverkehr einbezogen und ist auch nicht die Zu- 
lassung von Aktien zum amtlichen Handel an einer 
deutschen Börse beantragt, so 

1, können bei Verwendung der Kontoform die 
Erträge unter Absatz 2 II Nr. 1 bis 3 mit 
den Aufwendungen unter Absatz 2 I Nr. 1 
und 2 verrechnet werden; das Ergebnis ist | 
als „Rohertrag" oder „Rohaufwand" an ! 
erster Stelle auszuweisen, 

2. brauchen bei Verwendung der Staffelform 
die Posten unter Absatz 3 Nr. 1 bis 5 nicht 
gesondert ausgewiesen zu werden. 

Satz 1 gilt nicht, wenn die Bilanzsumme drei Millio- 
nen Deutsche Mark übersteigt." 


DRITTER ABSCHNITT 

Strafvorschrift, Übergangs- und Schluß- 
vorschriften 

§ 23 

Mitglieder des Vorstands oder des Aufsichtsrats 
einer Aktiengesellschaft, persönlich haftende Ge- 
sellschafter oder Mitglieder des Aufsichtsrats einer 


I Kommanditgesellschaft auf Aktien sowie Geschäfts- 
j führer einer Gesellschaft mit beschränkter Haftung, 
welche die in § 10 Abs. 1 Satz 2 vorgeschriebene 
I Erklärung vorsätzlich der Wahrheit zuwider ab- 
geben, werden mit Gefängnis bestraft. 

§ 24 

(1) Die Vorschriften des Zweiten Abschnitts die- 
. ses Gesetzes sind erstmals auf den Jahresabschluß 
: für das am 31. Dezember 1958 endende oder lau- 
fende Geschäftsjahr anzuwenden; sie können auf 

■ Jahresabschlüsse für frühere Geschäftsjahre ange- 
wandt werden. 

(2) Wo auf § 132 oder auf § 132 Abs. 1 des Ak- 
tiengesetzes verwiesen wird, tritt an ihre Stelle 

j § 132 des Aktiengesetzes in der Fassung dieses 
I Gesetzes; wo nur auf § 132 Abs. 2 des Aktienge- 
I setzes verwiesen wird, entfällt die Verweisung. 

§ 25 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Uberleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 

§ 26 

Dieses Gesetz gilt im Saarland mit folgenden 
Maßgaben: 

1. Die neuen Aktien können im Fall des § 9 ab- 
weichend von § 9 Abs. 1 Satz 2 nur auf fünf- 
tausend Franken oder ein Vielfaches von fünf- 
tausend Franken gestellt werden; 

2. die neuen Geschäftsanteile und die Geschäfts- 
anteile, deren Nennbetrag erhöht wird, kön- 
nen im Fall des § 9 abweichend von § 9 
Abs. 2 Satz 2 auf jeden durch hundert teil- 
baren Betrag, müssen jedoch auf mindestens 
fünftausend Franken gestellt werden; 

3. die Aktien, deren Nennbetrag erhöht wird, 
können im Fall des § 15 abweichend von § 15 
Abs. 2 Satz 2 auf jeden durch fünfhundert teil- 
baren Betrag gestellt werden; 

4. die Geschäftsanteile, deren Nennbetrag erhöht 
wird, können im Fall des § 15 abweichend von 
§ 15 Abs. 2 Satz 2 auf jeden durch hundert 
teilbaren Betrag gestellt werden. 

§ 27 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. 
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Begründung 


Zur Förderung des Kapitalmarkts werden handels- 
rechtliche Vorschriften über die Kapitalerhöhung 
aus Gesellschaftsmitteln und über die Gewinn- und 
Verlustrechnung der Aktiengesellschaften für not- 
wendig gehalten. Der Entwurf regelt im Ersten 
Abschnitt die Kapitalerhöhung aus Gesellschafts- 
mitteln und im Zweiten Abschnitt die Gewinn- und 
Verlustrechnung der Aktiengesellschaften und Kom- 
manditgesellschaften auf Aktien. Der Dritte Ab- 
schnitt enthält eine Strafvorschrift und die Über- 
gangs- und Schlußvorschriften. 


ERSTER ABSCHNITT 

Kapitalerhöhung aus Gesellschaftsmitteln 

1. Allgemeines 

Die Kapitalerhöhung aus Gesellschaftsmitteln unter- 
scheidet sich begrifflich von der gewöhnlichen Ka- 
pitalerhöhung dadurch, daß bei ihr die zur Er- 
höhung des Nennkapitals erforderlichen Mittel nicht 
von dritter Seite, den Gesellschaftern, aufgebracht, 
sondern dem Eigenvermögen der Gesellschaft ent- 
nommen werden, und zwar werden sie aus freiem 
Eigenvermögen in gebundenes Eigenvermögen 
(Nennkapital) überführt. In der Bilanz erscheint das 
freie Eigenvermögen der Gesellschaft als Rücklagen 
oder als Gewinn. 

Weder das Aktiengesetz noch das Gesetz betreffend 
die Gesellschaften mit beschränkter Haftung regeln 
die Kapitalerhöhung aus Gesellschaftsmitteln als 
besondere Form der Kapitalerhöhung. Sie wurde 
daher lange Zeit von der Rechtslehre und der 
Rechtsprechung in die Form der im Gesetz geregel- 
ten gewöhnlichen Kapitalerhöhung durch Leistung 
von Einlagen gezwängt und wie folgt auf gef aßt: 
Die Gesellschaft beschließe, den Jahresgewinn oder 
freie Rücklagen an die Gesellschafter auszuschütten; 
diese brächten den daraus entstehenden Anspruch 
als Sacheinlage auf das erhöhte Kapital ein (Theo- 
rie der Doppelmaßnahme). 

Nach einer neueren Lehre, die im Schrifttum immer 
mehr Boden gewinnt, soll die Kapitalerhöhung aus 
Gesellschaftsmitteln eine im Gesetz zwar nicht aus- 
drücklich geregelte, aber dennoch zulässige beson- 
dere Form der Kapitalerhöhung sein, die neben der 
im Gesetz geregelten Kapitalerhöhung steht. Die 
Kapitalerhöhung geht nach dieser Auffassung ein- 
fach so vor sich, daß Rücklagen oder Gewinn durdi 
satzungsändernden Beschluß in Nennkapital um- 
gewandelt werden. Diese Lehre entspricht dem tat- 
sächlichen wirtschaftlichen Geschehen und dem Wil- 
len der Beteiligten mehr als die Theorie der Dop- 
pelmaßnahme. Sie begegnet aber insofern gewissen 
Bedenken, als sie im Gegensatz zur gewöhnlichen 
Kapitalerhöhung und auch zur Theorie der Doppel- 
maßnahme nicht gewährleistet, daß die zur Kapital- 


I erhöhung verwendeten Rücklagen oder Gewinne 
j tatsächlich vorhanden sind. 

I Der Entwurf will den Streit über die Rechtsnatur 
I der Kapitalerhöhung aus Gesellschaftsmitteln be- 
I enden und dem Vorgang eine klare gesetzliche 
' Grundlage geben. An sich wäre dies eine Aufgabe 
der kommenden Reform des Aktienrechts und des 
; Rechts der Gesellschaften mit beschränkter Haftung. 
Es erscheint jedoch aus zwei Gründen geboten, die 
gesetzliche Regelung vorweg im Rahmen der Sofort- 
maßnahmen zur Förderung des Kapitalmarktes zu 
treffen. 

Bei vielen Kapitalgesellschaften steht das Nenn- 
kapital in einem auffälligen Mißverhältnis zu den 
^ Rücklagen. Das ist darauf zurückzuführen, daß bei 
der Neufestsetzung der Kapitalverhältnisse aus 
Anlaß der Währungsreform die spätere Entwick- 
I lung nicht überschaut werden konnte und deshalb 
die Gesellschaften bei der Neufestsetzung ihres 
Nennkapitals sehr vorsichtig vorgegangen sind, 
d. h. dieses sehr niedrig festgesetzt haben. Sie 
glaubten damals auch, erhebliche Rücklagen für den 
I noch unbekannten Lastenausgleich bilden zu müs- 
sen. Außerdem sind vielen Gesellschaften nachträg- 
: lieh durch die Neubewertung ihrer Wertpapiere 
und durch die Rückgabe von Auslandsvermögen er- 
hebliche Vermögenswerte zugeflossen. Hätten die 
' Gesellschaften diese Entwicklung schon damals ge- 
kannt, hätten sie ihr Nennkapital weit höher fest- 
gesetzt, und es wäre nicht zu den erheblichen Rück- 
lagen gekommen, die z. Z. die Bilanzen der Kapital- 
, gesellschaften aufweisen. Die möglichst weitgehende 
i Beseitigung des Mißverhältnisses zwischen dem 
j Nennkapital und den Rücklagen ist für die Her- 
stellung gesunder Wirtschaftsverhältnisse dringend 
erforderlich. Sie liegt nicht nur im Interesse der 
Gesellschaften selbst, sondern ist auch ein Anliegen 
1 zur Förderung des Kapitalmarkts. 

I Das Grundkapital der Aktiengesellschaften hat eine 
j wichtige Meßfunktion. Nach dem Nennbetrag des 
: Grundkapitals bemessen sich die Nennbeträge der 
j Aktien, auf die Nennbeträge der Aktien beziehen 
' sich der Kurs der Aktien und die Dividenden. Dar- 
I aus folgt, daß Kurs und Dividende, in Hundertsät- 
' zen des Nennbetrages der Aktien ausgedrückt, ein 
j falsches Bild zeigen, wenn der Nennbetrag des 
Grundkapitals vom tatsächlichen Vermögen der Ge- 
sellschaft abweicht, übersteigt das Vermögen der 
Gesellschaft den Nennbetrag des Grundkapitals er- 
heblich, so ergibt dies, da der Kurs sich nicht nur 
i nach dem Ertrag, sondern auch nach der Substanz 
richtet, verhältnismäßig hohe Kurse und Dividen- 
densätze. 

Die Folge der hohen Kurse ist, daß die einzelne 
Aktie bei dem Kauf von Aktien oder beim Bezug 
; neuer Aktien anläßlich einer gewöhnlichen Kapital- 
I erhöhung für den Käufer oder Übernehmer der 
! Aktien zu teuer ist. Dadurch werden Kapitalanleger, 
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die nur über bescheidene Mittel verfügen, vom 
Kapitalmarkt ferngehalten und dessen Gesundung 
verhindert. Damit stehen hohe Aktienkurse und 
hohe Ausgabebeträge für neue Aktien aber auch 
einer breiten Streuung des Eigentums entgegen, die 
Grundprinzip der Wirtschaftspolitik der Regierung 
ist. 

Die hohen Dividendensätze verführen zu der meist 
irrigen Annahme einer hohen Rendite des in Aktien 
angelegten Geldes. Gegen eine Erhöhung der Divi- 
dende, die vielleicht nur eine angemessene Rendite 
darstellte, bestehen in der Regel psychologische 
Hemmungen. 

Die Anpassung des Grundkapitals an das tatsäch- 
liche Vermögen der Gesellschaft durch Kapital- 
erhöhung aus Gesellschaftsmitteln stellt das richtige 
Bild wieder her. Sie führt insbesondere dazu, daß 
bei gleichbleibendem Vermögen der Gesellschaft 
eine größere Zahl von Aktien ausgegeben werden 
kann als bisher und damit die einzelne Aktie billi- 
ger wird. Dadurch wird der Aktienmarkt belebt. 
Bei Gesellschaften mit beschränkter Haftung fehlen 
zwar diie störenden Auswirkungen auf den Kapital- 
markt, da die Anteile' an Gesellschaften mit be- 
schränkter Haftung nicht zum Handel bestimmt 
sind und die Gesellschaften mit beschränkter Haf- 
tung sich bei Kapitalerhöhungen nicht an das breite 
Publikum wenden. Aber es besteht — ebenso wie 
bei Aktiengesellschaften — ein wirtschaftspolitisches 
Bedürfnis, die richtigen Kapitalverhältnisse herzu- 
stellen. 


IL Zu den einzelnen Vorschriften 

Zu § 1 

Absatz 1 löst die Kapitalerhöhung aus Gesellschafts- 
mittein von der Theorie der Doppelmaßnahme. 
Nach dem Entwurf ist sie nicht Ausschüttung und 
gleichzeitige Einbringung der Forderung auf den 
ausgeschütteten Betrag als Sacheinlage, sondern 
einfach die Umwandlung von Rücklagen in Nenn- 
kapital. Von den Rücklagen wird ein Betrag auf 
das Nennkapital übertragen. Bilanz technisch han- 
delt es sich um eine Umbuchung. 

Nach dem Entwurf können zur Kapitalerhöhung 
aus Gesellsdiaftsmitteln nur Rücklagen verwendet 
werden, nicht auch der Reingewinn. Der Reinge- 
winn ist grundsätzlich an die Aktionäre (Gesell- 
schafter) auszuschütten (§ 52 AktG, § 29 des Ge- 
setzes betreffend die Gesellschaften mit beschränk- 
ter Haftung). Das schließt jedoch nicht die Um- 
v/andlung von Rücklagen in Nennkapital aus, die 
erst aus dem Reingewinn im aktienrechtlichen 
Sinne nach § 126 Abs. 3 des Aktiengesetzes durch 
den Gewinnverteilungsbeschluß der Hauptver- 
sammlung gebildet worden sind. 

Der Gesetzgeber muß — > wie schon in der Ein- 
leitung angedeutet wurde — sicherstellen, daß die 
zur Kapitalerhöhung verwandten Rücklagen auch 
wirklich vorhanden sind. Der Entwurf schreibt zu 
diesem Zweck eine Reihe von Sicherungen vor, von 


denen die erste bereits in § 1 Abs, 1 enthalten ist, 
Es können nur Rücklagen in Nennkapital umge- 
v/andelt werden, die in der Jahresbilanz für das 
letzte vor der Beschlußfassung über die Kapital- 
erhöhung abgelaufene Geschäftsjahr als solche aus- 
gewiesen sind. Dies gibt insbesondere bei Aktien- 
gesellschaften eine gewisse Sicherheit für das Vor- 
handensein der Rücklagen, da der Jahresabschluß 
der Aktiengesellschaften der Pflichtprüfung unter- 
liegt, reicht aber zur Sicherung der Kapitalaufbrin- 
giing noch nicht aus, weshalb in §§ 4 bis 6 weitere 
Maßnahmen getroffen sind. 

Die Rücklagen müssen in der letzten Jahresbilanz 
als solche (unter „Rücklagen“) ausgewiesen sein. 
Dadurch soll einmal erreicht werden, daß nur offene 
Rücklagen, nicht auch stille Reserven in Nennkapi- 
tal umgewandelt werden können. Ferner soll da- 
durch klargestellt werden, daß es nicht genügt, daß 
ein Posten wirtschaftlich eine Rücklage darstellt, 
sondern daß er auch formell als solche ausgewiesen 
sein muß. 

Absatz 2 setzt der Umwandlung von Rücklagen 
in Nennkapital Grenzen. • 

a) Die gesetzliche Rücklage bei Aktiengesellschaften 
und Kommanditgesellschaften auf Aktien, in der 
auch die Beträge enthalten sind, die nach § 47 des 
D-Markbilanzgesetzes in die gesetzliche Rücklage 
einzustellen sind, soll, auf das bisherige Grund- 
kapital bezogen, in der Höhe erhalten bleiben, die 
das Gesetz oder die Satzung nach § 130 Abs. 2 
Nr. 1 des Aktiengesetzes vorschreibt. Dieser Be- 
trag soll wie bisher zum Ausgleich von Wertmin- 
derungen und zur Deckung von sonstigen Ver- 
lusten zur Verfügung stehen (§ 130 Abs. 3 AktG), 
nur der übersteigende Betrag soll in Nennkapital 
umgewandelt werden können (Absatz 2 Satz 1 
Nr. 1). Bei der Umwandlung der gesetzlichen Rück- 
lage in Nennkapital kann, ohne gegen aktienrecht- 
liche Grundsätze zu verstoßen, auf das bisherige 
Grundkapital abgestellt werden. Nur in dieser Höhe 
können die Gläubiger eine gesetzliche Rücklage 
erwarten. Nach der Kapitalerhöhung aus Gesell- 
schaftsmitteln ist — wie nach jeder anderen Kapi- 
talerhöhung — der zehnte oder der in der Satzung 
bestimmte höhere Teil des neuen Grundkapitals 
durch weitere jährliche Zuführungen nach § 130 
Abs. 2 Nr. 1 des Aktiengesetzes anzusammeln. 

b) Die Beträge, die nach den Vorschriften des 
D-Markbilanzgesetzes bei Aktiengesellschaften und 
Kommanditgesellschaften auf Aktien in die gesetz- 
liche Rücklage einzustellen sind, sind bei Gesell- 
schaften mit beschränkter Haftung in eine „Sonder- 
rücklage“ einzustellen (§ 35 Abs. 3 Satz 1, § 47 
Abs. 1 D-Markbilanzgesetz). Die Verwendung der 
Sonderrücklage unterliegt den gleichen Beschrän- 
kungen wie die gesetzliche Rücklage bei Aktien- 
gesellschaften und Kommanditgesellschaften auf 
Aktien. Da es aber sonst bei Gesellschaften mit be- 
schränkter Haftung keine gesetzliche Rücklage gibt, 
kann die Sonderrücklage ohne die für die gesetz- 
liche Rücklage von Aktiengesellschaften vorge- 
sehene Einschränkung in Nennkapital umgewandelt 
werden (Absatz 2 Nr. 2). 
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c) Freie Rücklagen, die nicht zweckgebunden sind, 
können uneingeschränkt in Nennkapital umgewan- 
delt werden. Dagegen ist bei zweckgebundenen 
freien Rücklagen auf die Zweckbestimmung Rück- 
sicht zu nehmen. Sie müssen zwar nicht von der 
Umv/andlung in Nennkapital schlechthin ausge- 
schlossen werden, denn es wird Fälle geben, in 
denen die Umwandlung der Rücklage in Nennkapi- 
tal dem Zweck der Rücklage nicht entgegensteht. 
Dies wird z. B. für Rücklagen zutreffen, die für In- 
vestitionen bestimmt sind, dagegen nicht für Rück- 
lagen, die für nicht-aktivierungsfähige Aufwendun- 
gen, z. B. für die freiwillige Zahlung von Pen- 
sionen bestimmt sind. Daher stellt es der Entwurf 
darauf ab, ob die Umwandlung in Nennkapital mit 
der Zweckbestimmung der Rücklagen vereinbar ist 
oder nicht (Absatz 3 Satz 1). Führt die geplante 
Verwendung der Rücklage zu einem aktivierungs- 
fähigen Wirtschaftsgut, so wird dies in der Regel 
für die Zulässigkeit der Umwandlung sprechen. Ent- 
steht dagegen nach der Zweckbestimmung der Rück- 
lage bei ihrer Verwendung kein Aktivposten, so 
wird ihre Umwandlung unzulässig sein. Die Ab- 
grenzung wird im Einzelfall schwierig sein. Um 
eine Rechtsunsicherheit, die daraus entstehen 
könnte, zu vermeiden, soll ein Beschluß, der gegen 
§ 1 Abs. 3 Satz 1 des Entwurfs verstößt, nicht nich- 
tig sein. Dies kommt in dem Wortlaut „dürfen nur 
umgewandelt werden"' zum Ausdruck. 

d) Die Rücklage für die Lastenausgleichs-Vermögens- 
abgabe kann nicht zur Kapitalerhöhung aus Ge- 
sellschaftsmitteln verwandt werden, weil sie nach 
§218 Abs. 2 des Lastenausgleichsgesetzes nur zur 
Ablösung der Vermögensabgabe und zur Entrich- 
tung der Vierteljahresbeträge sowie zum Ausgleich 
von Wertminderungen und zur Deckung von son- 
stigen Verlusten verwandt werden darf. 

e) In den Bilanzen der Kapitalgesellschaften sind 
auf Grund steuerrechtlicher Vorschriften vielfach 
Rücklagen ausgewiesen, die noch zu versteuern 
sind. Diese Rücklagen haben jedenfalls nicht in 
voller Höhe echten Rücklagen Charakter, sondern 
sind zum Teil Rückstellungen, zum Teil auch Wert- 
berichtigungen. Da wegen der Ungewißheit der 
eines Tages anfallenden Steuern z. Z. nicht fest- 
gestellt werden kann, in welcher Hohe diese „Rück- 
lagen" echte Rücklagen sind, erschien es geboten, 
sie von der Umwandlung in Nennkapital auszu- 
schließen (Absatz 3 Satz 2). „Können nicht umge- 
wandelt werden" bedeutet im Gegensatz zu dem 
Ausdruck „dürfen nur umgewandelt werden" in 
§ 1 Abs. 3 Satz 1 des Entwurfs, daß ein entgegen- 
stehender Beschluß nichtig ist. Die Vorschrift dient 
überwiegend dem Schutz der Gläubiger und liegt 
auch sonst im öffentlichen Interesse, da sie die 
Umwandlung von Beträgen in Nennkapital ver- 
bietet, die zum Teil gar nicht zum Eigenkapital 
der Gesellschaft zählen. Die Verletzung der Vor- 
schrift muß daher zur Nichtigkeit des Beschlusses 
führen (§ 195 Nr. 3 AktG). 

Zu § 2 

Die Höhe des Nennkapitals ist ein notwendiger 
Bestandteil der Satzung (des Gesellschaftsvertrags) 


(§ 16 Abs. 3 Nr. 3 AktG, § 3 Abs. 1 Nr. 3 des Ge- 
setzes betreffend die Gesellschaften mit beschränk- 
ter Haftung). Die Kapitalerhöhung aus Gesell- 
schaftsmitteln stellt daher wie jede andere Kapital- 
i erhöhung eine Änderung der Satzung (des Gesell- 
, Schaftsvertrags) dar. Die Vorschriften des Aktien- 
■ gesetzes und des Gesetzes betreffend die Gesell- 
' schäften mit beschränkter Haftung über die Mehr- 
' heit, die für den Beschluß über eine Satzungsände- 
rung (Änderung des Gesellschaftsvertrags) erfor- 
, derlich ist, und die Vorschriften über die Anmel- 
dung des Beschlusses zur Eintragung in das Han- 
delsregister gelten deshalb nach § 2 des Entwurfs 
auch für die Kapitalerhöhung aus Gesellschafts- 
! mittein. Bei Aktiengesellschaften und bei Kom- 
manditgesellschaften auf Aktien ist es möglich, auf 
Vorschriften über die Kapitalerhöhung zu verwei- 
I sen, da das Aktiengesetz im Gegensatz zum Gesetz 
j betreffend die Gesellschaften mit beschränkter Haf- 
i tung für diesen Fall der Satzungsänderung beson- 
I dere Vorschriften über die Beschlußfassung und über 
die Anmeldung des Beschlusses enthält. 

Eines Sonderbeschlusses der Aktionäre jeder Gat- 
tung nach § 149 Abs. 2 des Aktiengesetzes bedarf 
es bei der Kapitalerhöhung aus Gesellschaftsmitteln 
nicht, da § 16 Abs. 1 des Entwurfs dafür sorgte daß 
Rechtsnachteile für einzelne Gattungen nicht ein- 
treten. 

Zu § 3 

§ 3 des Entwurfs steht im Zusammenhang mit der 
in § 1 Abs. 1 aufgestellten Voraussetzung, daß 
Rücklagen, die in Nennkapital umgewandelt werden 
sollen, in der Jahresbilanz für das letzte vor der 
Beschlußfassung abgelaufene Geschäftsjahr aus- 
gewiesen sein müssen. Aus § 3 des Entwurfs folgt, 
daß in § 1 Abs. 1 die festgestellte Jahresbilanz 
gemeint ist. Gleichzeitig will § 3 des Entwurfs die 
Beachtung des § 1 Abs. 1 sicherstellen, indem er 
verlangt, daß der Jahresabschluß für das vorange- 
gangene Geschäftsjahr vor dem Beschluß über die 
Erhöhung des Nennkapitals festgestellt worden ist. 
Auch über die Verteilung des Reingewinns muß 
schon Beschluß gefaßt sein, da sich aus dem Ge- 
winnverteilungsbeschluß noch Änderungen des Jah- 
resabschlusses (§ 126 Abs. 3 AktG) ergeben kön- 
nen, insbesondere wenn nach ihm noch Rücklagen 
zu bilden sind, die dann zur Umwandlung in Nenn- 
kapital verwandt werden können. 

Da § 3 des Entwurfs nur die Feststellung der Jahres- 
bilanz und den Beschluß über die Gewinnverteilung 
verlangt, ist es möglich, den Beschluß über die Er- 
höhung des Nennkapitals im Anschluß an den Be- 
schluß über die Gewinnverteilung in der gleichen 
Hauptversammlung zu fassen. 

Zu §§ 4 bis 6 

Die §§ 4 bis 6 des Entwurfs stellen zusammen mit 
§ 8 des Entwurfs das Kernstück der Vorschriften des 
Entwurfs dar, die sicherstellen sollen, daß nur tat- 
sächlich vorhandene Rücklagen in Nennkapital um- 
gewandelt werden. 
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Bei der gewöhnlichen Kapitalerhöhung sorgt die 
Haftung aus der Zeichnung der neuen Aktien (aus 
der Übernahme der neuen Stammeinlagen) dafür, 
daß der Betrag, um den das Nennkapital erhöht 
worden ist, tatsächlich in das Vermögen der Gesell- 
schaft gelangt. Diese Haftung fehlt bei der Kapital- 
erhöhung aus Gesellschaftsmitteln. Bei ihr werden 
keine Einzahlungsverpflichtungen übernommen, da 
der Betrag, um den das Kapital erhöht wird, aus 
dem freien Vermögen der Gesellschaft entnommen 
und in gebundenes umgebucht werden soll. Ob ein 
den Rücklagen, die umgewandelt werden sollen, 
entsprechendes Vermögen tatsächlich vorhanden 
ist, muß deshalb vor dem Beschluß über die Kapital- 
erhöhung geprüft werden. Sonst besteht die Ge- 
fahr, daß Rücklagen in Nennkapital umgewandelt 
werden, die sich aus einer unrichtigen Bilanz er- 
geben, oder die sich zwar aus einer früheren rich- 
tigen Bilanz ergeben, inzwischen aber aufgelöst 
oder durch Verluste weggefallen sind. 

Ob ein den umzuwandelnden Rücklagen entspre- 
chendes Vermögen tatsächlich vorhanden ist, kann 
nur auf Grund einer Bilanz geprüft werden. Daher 
stellt § 4 des Entwurfs den Grundsatz auf, daß der 
Erhöhung des Nennkapitals eine Bilanz zugrunde 
zu legen ist. Die Bilanz, die der Erhöhung des Nenn- 
kapitals zugrunde zu legen ist, muß drei Voraus- 
setzungen erfüllen. Die Rücklagen, die nach § 1 zur 
Erhöhung des Nennkapitals verwandt werden kön- 
nen, müssen in ihr als umwandlungsfähige Rück- 
lagen gesondert ausgewiesen sein. Sie muß geprüft 
und mit dem uneingeschränkten Bestätigungsver- 
merk versehen sein. Ihr Stichtag darf nicht länger 
als sieben Monate vor der Anmeldung des Be- 
schlusses zur Eintragung in das Handelsregister 
liegen. 

Erfüllt die letzte Jahresbilanz diese Voraussetzun- 
gen, so kann sie nach § 5 des Entwurfs dem Be- 
schluß über die Erhöhung des Nennkapitals zu- 
grunde gelegt werden. Dadurch bleibt den Gesell- 
schaften erspart, eine besondere Bilanz aufzu- 
stellen. 

Diese Möglichkeit, der Kapitalerhöhung die letzte 
Jahresbilanz zugrunde zu legen, wird besonders bei 
Aktiengesellschaften praktische Bedeutung erlan- 
gen, da der Jahresabschluß der Aktiengesellschaft 
der Pflichtprüfung unterliegt (§§ 135 ff. AktG). 
Aber auch manche Gesellschaften mit beschränkter 
Haftung lassen ihre Jahresabschlüsse prüfen. In 
diesem Falle können auch sie von der Möglichkeit 
des § 5 Gebrauch machen. Bei ihnen genügt die Prü- 
fung durch vereidigte Buchprüfer (§ 5 Satz 2), weil 
diese vielfach zur Prüfung des Jahresabschlusses 
von Gesellschaften mit beschränkter Haftung her- 
angezogen werden und weil die Vorbildung der 
vereidigten Buchprüfer eine sachverständige Prü- 
fung erwarten läßt. 

Wird der Erhöhung des Nennkapitals nach § 5 die 
letzte Jahresbilanz zugrunde gelegt, so wird der 
Vorgang praktisch so verlaufen, daß in der Haupt- 
versammlung, die über die Feststellung des Jahres- 
abschlusses, wenn der Jahresabschluß bei Aktien- 
gesellschaften noch nicht durch Billigung des Auf- 
sichtsrats festgestellt ist, und über die Verteilung 


des Reingewinns beschließt, im Anschluß an diese 
Beschlüsse die Kapitalerhöhung aus Gesellschafts- 
mitteln beschlossen wird. 

; Auf diese Weise kann auch der in dem abgelau- 
i fenen Geschäftsjahr erzielte Reingewinn in Nenn- 
kapital umgewandelt werden, sofern er vorher in 
: Rücklage gestellt wird. Beschließt die Hauptver- 
sammlung, den Reingewinn von der Verteilung aus- 
zuschließen und in Rücklage zu stellen, müssen die 
; dadurch nötig gewordenen Änderungen der Jahres- 
bilanz vorgenommen werden, wobei insbesondere 
auf den gesonderten Ausweis der umwandlungs- 
fähigen Rücklagen nach § 5 Satz 1 Nr. 1 des Ent- 
wurfs zu achten ist. Aus § 5 Satz 1 Nr. 2 des Ent- 
wurfs folgt, daß die geänderte Jahresbilanz im Hin- 
; blick auf die Änderung erneut zu prüfen ist. Wird 
sie nach dieser Prüfung erneut mit dem uneinge- 
schränkten Bestätigungsvermerk versehen und sind 
auch die übrigen Voraussetzungen erfüllt, insbe- 
sondere hinsichtlich des Stichtags der Bilanz (§ 5 
j Satz 1 Nr. 3), so kann sie dem Beschluß über die 
j Erhöhung des Nennkapitals zugrunde gelegt wer- 
den. Diese Vorgänge können sich, wenn die Ab- 
j Schlußprüfer der Gesellschaft in der Hauptversamm- 
: lung anwesend sind, in einer Hauptversamm- 
lung vollziehen. 

Daß der Reingewinn des abgelaufenen Geschäfts- 
jahrs nur auf dem Weg über die Einstellung in 
Rücklagen in Nennkapital umgewandelt werden 
kann, darf nicht als eine überflüssige Formalität 
angesehen werden. Nur wenn die Hauptversamm- 
lung das Hindernis des Gewinnrechts der Aktionäre 
(Gesellschafter) (§ 52 AktG, § 29 des Gesetzes be- 
treffend die Gesellschaften mit beschränkter Haf- 
tung), überwinden kann, sollen die Beträge, die 
den Reingewinn des abgelaufenen Jahres aus- 
machen, in Nennkapital umgewandelt werden kön- 
nen. Das setzt voraus, daß eine Satzungsbestim- 
mung die Hauptversammlung ermächtigt, den Rein- 
gewinn von der Verteilung auszuschließen, oder 
daß der Beschluß über die Einstellung des Reinge- 
winns in Rücklagen einstimmig gefaßt wird. Das 
Gewinnrecht der Aktionäre (Gesellschafter) will 
der Entwurf, wie schon zu § 1 bemerkt wurde, nicht 
antasten. 

Wird dem Beschluß über die Erhöhung des Nenn- 
kapitals nicht die letzte Jahresbilanz zugrunde ge- 
legt, so ist eine besondere Bilanz aufzustellen, die 
die oben geschilderten Voraussetzungen erfüllen 
muß. Dies schreibt § 6 des Entwurfs vor. Die Prü- 
fung dieser Bilanz erstreckt sich insbesondere dar- 
auf, ob die Wertansätze in der Bilanz richtig sind 
und ob die nach § 6 Abs. 1 Satz 3 des Entwurfs ge- 
sondert auszuweisenden umwandlungsfähigen Rück- 
lagen nach § 1 des Entwurfs zur Erhöhung des 
Nennkapitals verwendet werden können. 

Die Prüfer werden ebenso wie die Abschlußprüfer 
bei Aktiengesellschaften von der Hauptversamm- 
lung gewählt; um eine besondere Wahl zu vermei- 
den, gelten bei Aktiengesellschaften und Komman- 
ditgesellschaften auf Aktien, dem vermutlichen Wil- 
len der Gesellschafter entsprechend, die Abschluß- 
prüfer des abgelaufenen Geschäftsjahrs als gewählt 
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(§ 6 Abs. 3 Satz 1). Im übrigen können im wesent- 
lichen die Vorschriften über die Prüfung des Jah- 
resabschlusses von Aktiengesellschaften für ent- 
sprechend anwendbar erklärt werden (§ 6 Abs. 3 
Satz 2). Die Zulassung vereidigter Buchprüfer als 
Prüfer bei Gesellschaften mit beschränkter Haftung 
(§ 6 Abs. 3 Satz 3) ist erfolgt, weil diese Gesell- 
schaften vielfach durch Buchprüfer beraten wurden 
und es nicht zweckmäßig erschien, sie zu zwingen, 
sich für die eine Prüfung anderer Berater zu be- 
dienen. Die gleiche Regelung galt bereits für die 
Prüfung der DM-ErÖffnungsbilanz. 

Der Jahresabschluß der Versicherungsaktiengesell- 
schaften wird nicht nach den Vorschriften des Ak- 
tiengesetzes, sondern nach §§ 57 bis 63 des Ver- 
sicherungsaufsichtsgesetzes geprüft. Dieser Beson- 
derheit trägt § 6 Abs. 4 des Entwurfs Rechnung. 

Die volle Bedeutung der §§ 4 bis 6 des Entwurfs 
wird aus § 8 des Entwurfs ersichtlich. Auf die Be- 
merkungen zu dieser Vorschrift wird verwiesen. 

Zu 5 7 

§ 7 Abs. 1 des Entwurfs ist dem § 125 Abs. 6 des 
Aktiengesetzes angepaßt. Die der Kapitalerhöhung 
zugrunde gelegte Bilanz dient auch der Unterrich- 
tung der Aktionäre. Sie ist daher vor der Hauptver- 
sammlung zur Einsicht der Aktionäre auszulegen 
und jedem Aktionär auf Verlangen in Abschrift zu 
übersenden. 

Ebenso wie bei Aktiengesellschaften und Kom- 
manditgesellschaften auf Aktien soll auch bei Ge- 
sellschaften mit beschränkter Haftung die Bekannt- 
gabe der besonderen, der Kapitalerhöhung zugrunde 
gelegten Bilanz an die Gesellschafter den Regeln 
folgen, die für die Bekanntgabe der Jahresbilanz 
gelten (§ 7 Abs. 2 des Entwurfs). 

Zu § 8 

§ 8 des Entwurfs steht im Zusammenhang mit den 
§§ 4 bis 6 des Entwurfs über die der Kapital- 
erhöhung zugrunde zu legende Bilanz und über die 
Prüfung dieser Bilanz. Während § 1 Abs. 2 und 3 
des Entwurfs materiell vorschreibt, welche Rück- 
lagen in Nennkapital umgewandelt werden können, 
§ 5 Satz 1 Nr. 1 und § 6 Abs. 1 Satz 3 des Entwurfs 
formell den gesonderten Ausweis dieser Rücklagen 
fordern, soll § 8 Satz 1 des Entwurfs sicherstellen, 
daß wirklich nur diese Rücklagen verwandt werden. 

Da kein Zwang besteht, Rücklagen zur Deckung 
eines Verlustes aufzulösen, können in einer Bilanz 
gleichzeitig Rücklagen und ein Verlust ausgewie- 
sen sein. In einem solchen Fall sind die Rücklagen 
nur scheinbar in voller Höhe vorhanden. Denn der 
ausgewiesene Verlust zeigt, daß in dieser Höhe ein 
den Rücklagen entsprechendes Vermögen fehlt. 
Es stünde im Widerspruch zum Wesen des Nenn- 
kapitals, wenn es um Beträge erhöht würde, denen 
ein Gegenwert auf der Aktivseite der Bilanz nicht 
gegenübersteht. § 8 Satz 2 des Entwurfs verbietet 
deshalb die Verwendung solcher nicht voll ge- 
deckter Rücklagen zur Kapitalerhöhung. 


, Das gleiche gilt, wenn die Bilanz auf der Aktiv- 
seite andere Gegenposten zum Eigenkapital aus- 
' weist, wie z. B. das Kapitalverlustkonto nach § 38 
des D-Markbilanzgesetzes, die Kapitalentwertungs- 
' konten nach §§ 36, 37 des D-Markbilanzgesetzes und 
den Lastenausgleichsgegenposten nach § 221 des 
Lastenausgleichsgesetzes, soweit neben solchen 
Gegenposten zum Eigenkapital Rücklagen über- 
haupt bestehen dürfen. Auch in diesen Fällen sind 
die Rücklagen nur scheinbar in voller Höhe vor- 
handen. Ausstehende Einlagen auf das Nennkapital, 
eigene Anteile und die aus Anlaß der Währungs- 
umstellung den Geldinstituten und Versicherungs- 
unternehmen gewährten Ausgleichsforderungen ge- 
gen die öffentliche Hand sind dagegen nicht Gegen- 
posten zum Eigenkapita] im Sinne des § 8 des 
Entwurfs. 

Zu § 9 

Die Kapitalerhöhung aus Gesellschaftsmitteln hat 
— wie in der Einleitung ausgeführt wurde — unter 
anderem den Zweck, einen den Nennbetrag der 
; Aktien weit übersteigenden Kurs zu senken, lun 
dadurch dem breiten Publikum die Möglichkeit zu 
geben, Aktien in größerem Umfang als bisher zu 
erwerben. Dieser Zweck würde nicht erreicht, wenn 
die Kapitalerhöhung aus Gesellschaftsmitteln auch 
in der Weise durchgeführt werden könnte, daß der 
Nennbetrag der Aktien erhöht wird. Der Kurs der 
Aktien würde sich dann zwar dem erhöhten Nenn- 
betrag nähern. Durch den erhöhten Nennbetrag 
würde das breite Publikum jedoch vom Erwerb der 
Aktien abgehalten. Es gilt, Aktien mit möglichst 
niedrigem Nennbetrag und entsprechendem Kurs zu 
schaffen. § 9 Abs. 1 Satz 1 des Entwurfs läßt daher 
die Kapitalerhöhung aus Gesellschaftsmitteln bei 
Aktiengesellschaften und bei Kommanditgesell- 
schaften auf Aktien vorbehaltlich des § 15 Abs. 2 
Satz 2 nur durch Ausgabe neuer Aktien zu. 

; Bei Gesellschaften mit beschränkter Haftung spielt 
dieser Gesichtspunkt keine Rolle, da ihre Anteile 
nicht zum Handel bestimmt sind und sich Gesell- 
schaften mit beschränkter Haftung bei Kapital- 
erhöhungen nicht an das Publikum wenden. Daher 
können Gesellschaften mit beschränkter Haftung 
: die Kapitaierhöhung auch durch Erhöhung des Nenn- 
betrags der Geschäftsanteile durchführen (§ 9 Abs. 2 
Satz 1 des Entwurfs). Der Beschluß über die Er- 
höhung des Stammkapitals muß die Art der Er- 
höhung angeben (§ 9 Abs. 2 Satz 1 zweiter Halbsatz 
des Entwurfs); sie soll nicht in freiem Ermessen der 
Geschäftsführer liegen. Da bei der Kapitalerhöhung 
durch Erhöhung des Nennbetrags der Geschäfts- 
: anteile die Entstehung von Spitzenbeträgen zu 
großen praktischen Schwierigkeiten führen würde, 
schreibt § 9 Abs. 2 Satz 3 des Entwurfs vor, daß die 
* Kapitalerhöhung in diesem Fall so zu bemessen ist, 
daß Spitzenbeträge nicht entstehen. 

Bei den Vorschriften über die Stückelung der neuen 
Aktien ist darauf Rücksicht zu nehmen, daß auf 
I Grund der Neufestsetzung des Grundkapitals anläß- 
lich der Währungsreform noch sehr klein ge- 
stückelte Aktien vorhanden sein können. Zur Er- 
leichterung der Kapitalerhöhung aus Gesellschafts- 
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mittein können Gesellschaften, bei denen noch 
Aktien unter 100 DM vorhanden sind, auch die 
neuen Aktien auf Beträge unter 100 DM stellen,- 
der Nennbetrag muß jedoch durch 10 teilbar sein. 
Für neue Aktien, die auf einen Betrag über 100 DM 
gestellt werden, gilt ebenfalls nur die Einschrän- 
kung, daß ihr Nennbetrag durch 10 teilbar sein muß 
(§ 9 Abs. 1 Satz 2 des Entwurfs). § 8 Abs. 1 und 3 
des Aktiengesetzes gilt nicht für die neuen Aktien, 
soweit § 9 des Entwurfs etwas anderes bestimmt. 

Auch bei Gesellschaften mit beschränkter Haftung 
ist zu berücksichtigen, daß bei der Neufestsetzung 
des Stammkapitals und der Geschäftsanteile anläß- 
lich der Währungsreform die Geschäftsanteile ab- 
v/eichend von den Vorschriften des Gesetzes be- 
treffend die Gesellschaften mit beschränkter Haf- 
tung auf jeden durch 10 teilbaren Betrag und auf 
Beträge unter 100 DM, mindestens jedoch auf 
30 DM, festgesetzt werden konnten. Diese Stücke- 
lung wird daher auch bei der Kapitalerhöhung aus 
Gesellschaftsmitteln zugelassen (§ 9 Abs. 2 Satz 2 
des Entwurfs), da sonst bei Gesellschaften, deren 
Geschäftsanteile noch in dieser Weise gestückelt 
sind, die Kapitalerhöhung durch das Entstehen 
übermäßig vieler Teilrechte f§ 13 des Entwurfs) er- 
schwert würde. 

Zu § 10 

Aus den Verweisungen in § 2 des Entwurfs ergibt 
sich, daß der Beschluß über die Kapitalerhöhung zur 
Eintragung in das Handelsregister anzumelden ist. 
Nach den Vorschriften des Entwurfs beruht der Be- 
schluß entweder auf der letzten Jahresbilanz (§ 5 
des Entwurfs) oder auf der letzten Jahresbilanz und 
einer besonderen Bilanz (§ 1 Abs. 1, § 6 des Ent- 
wurfs). Diese Bilanzen sind daher der Abmeldung 
des Beschlusses beizufügen (§ 10 Abs. 1 Satz 1 des 
Entwurfs). Sie geben dem, der das Handelsregister 
einsieht, ein deutlicheres Bild von dem Vorgang, 
als es der Beschluß über die Kapitalerhöhung für 
sich allein vermöchte. Sie gestatten ferner eine so- 
fortige Prüfung, ob der Beschluß den wichtigsten 
Vorschriften des Entwurfs entspricht (§ 1 Abs. 1, 

§§ 3, 4 bis 6, § 8 des Entwurfs). 

Die Erhöhung des Nennkapitals wird mit der Ein- 
tragung des Beschlusses wirksam (§ 11 des Ent- | 
wurfs). In diesem Zeitpunkt sollten die in Nenn- j 
kapital umgewandelten Rücklagen noch vorhanden | 
sein. Aus praktischen Gründen ist e.s jedoch nidit 
möglich, der Erhöhung des Nennkapitals eine auf 
diesen Stichtag aufgestellte Bilanz zugrunde zu 
legen. Der Entwurf muß sich mit einer Bilanz be- 
gnügen, deren Stichtag vor der Anmeldung des Be- 
schlusses liegt. Da die Aufstellung und Prüfung 
einer Bilanz mindestens 3 Monate fordert und die 
Vorbereitung der Hauptversammlung und der An- 
meldung einen weiteren Monat gebraucht, muß ein 
Stichtag, der 4 Monate vor der Anmeldung liegt, in 
Kauf genommen werden. In der Zeit zwischen dem 
Stichtag und der Anmeldung des Beschlusses kön- 
nen Änderungen der Vermögenslage eingetreten 
sein, die den Bestand der umgewandelten Rück- 
lagen berühren. Um auch diesen Zeitraum einer 
gewissen Kontrolle zu unterwerfen, verlangt der 


I Entwurf in § 10 Abs. 1 Satz 2 wenigstens eine be- 
stimmte Erklärung der Personen, die den Beschluß 
anzumelden haben. Wer in dieser Erklärung falsche 
' Angaben macht, wird bestraft (§ 23 des Entwurfs). 
Ohne eine Erklärung nach § 10 Abs. 1 Satz 2 des 
Entwurfs darf das Registergericht den Beschluß nicht 
eintragen; eine gleichwohl erfolgte Eintragung ist 
! jedoch, wie sich aus dem Wortlaut „darf nur ein- 
tragen'' ergibt, nicht unwirksam. Die Erklärung 
nach § 10 Abs. 1 Satz 2 des Entwurfs hat gewisse 
Vorbilder in § 155 Abs. 2, § 29 Abs. 1 des Aktien- 
gesetzes und in § 57 Abs. 2, § 8 Abs. 2 des Ge- 
setzes betreffend die Gesellschaften mit beschränk- 
ter Haftung. 

Für den Fall, daß die der Kapitalerhöhung zugrunde 
gelegte Bilanz für einen zu lange vor der Anmel- 
dung liegenden Stichtag aufgestellt ist, ist dem 
j Registergericht ausdrücklich untersagt, den Beschluß 
einzutragen (§ 10 Abs. 2 des Entwurfs). Eine gleich- 
wohl erfolgte Eintragung ist jedoch nicht unwirk- 
j sam, wie sich aus dem Wortlaut „darf . . . nur ein- 
I tragen" ergibt. 

§ 10 Abs. 3 des Entwurfs stellt — ebenso wie § 143 
I Abs. 3 des Aktiengesetzes für den Jahresabschluß — 

I klar, daß der Registerrichter nicht verpflichtet 
I ist, die Richtigkeit der dem Beschluß beigefügten 
I Bilanzen zu prüfen. Da bei der Kapitalerhöhung aus 
Gesellschaftsmitteln der Gesellschaft kein neues 
Kapital zugeführt wird, ist im Handelsregister aus- 
drücklich zu vermerken, daß es sich um eine Kapi- 
talerhöhung aus Gesellschaftsmitteln handelt f§ 10 
Abs. 4 des Entwurfs). 

Zu § 11 

Die Kapitalerhöhung aus Gesel Ischaftsmitteln braucht 
nicht wie die gewöhnliche Kapitalerhöhung beson- 
ders durchgeführt zu werden. Sie wird daher eben- 
so wie die Kapitalherabsetzung bei Aktiengesell- 
schaften (§ 177 AktG) mit der Eintragung des Be- 
schlusses wirksam (§ 11 Abs. 1 des Entwurfs). 

Die Ausgabe der neuen Aktien und die Zuteilung 
I der neuen Anteilsrechte (§ 14 des Entwurfs) sind 
Ausführungshandlungen auf Grund der Kapital- 
erhöhung, von denen die Wirksamkeit der Kapital- 
erhöhung nicht abhängig gemacht zu werden 
braucht. 

§ 1 1 Abs. 2 des Entwurfs stellt klar, daß auf die 
neuen Anteilsrechte keine Einlagen zu leisten sind, 
j Die neuen Anteilsrechte sind durch die in Nenn- 
kapital umgewandelten Rücklagen gedeckt und 
können daher als voll eingezahlt behandelt werden. 

Zu § 12 

I Durch die Kapitalerhöhung aus Gesellschaftsmitteln 
; wird das Vermögen der Gesellschaft nicht vermehrt. 

I An dem Vermögen, das den Gegenwert zu den in 
I Nennkapital umgewandelten Rücklagen darstellt, 
I waren die Aktionäre (Gesellschafter) schon bisher 
I im Verhältnis ihrer Anteile am Nennkapital be- 
' teiligt. Die Kapitalerhöhung macht diese Beteiligung 
i in den neuen Anteilsrechten nur offenkundig. Sie 
darf aber keinem Aktionär (Gesellschafter) diese 
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Beteiligung entziehen. Die neuen Anteilsrechte ste- 
hen daher den Aktionären (Gesellschaftern) in dem 
Verhältnis zu, in dem der Nennbetrag ihrer bis- 
herigen Anteile zum Nennbetrag des bisherigen 
Nenrikapitals stand (§ 12 Satz 1 erster Halbsatz). 

Diese Vorschrift ist zwingend (§ 12 Satz 1 zweiter 
Halbsatz), da jede Abweichung von ihr dem Wesen 
der Kapital erhöhung aus Gesellschaftsmitteln wider- 
spräche. 

Die neuen Anteilsrechte stehen den Aktionären 
(Gesellschaftern) unmittelbar zu. Das bedeutet, daß 
die Aktionäre nicht nur ein Bezugsrecht haben wie 
bei der gewöhnlichen Kapitalerhöhung nach Aktien- 
recht. Sie sind vielmehr unmittelbar berechtigt. 
Diese unmittelbare Berechtigung schließt nicht aus, 
daß es — wie sich aus § 14 des Entwurls ergibt — 
noch der Zuteilung der einzelnen neuen Anteile an 
die Aktionäre bedarf. 

Der Zuwachs der neuen Anteilsrechte kann nicht 
von Bedingungen abhängig gemacht werden, zum 
Beispiel nicht davon, daß die Aktionäre (Gesell- 
schafter) bei einer gleichzeitig beschlossenen ge- 
wöhnlichen Kapitalerhöhung neue Aktien (Stamm- 
einlagen) übernehmen. 

Zu § 13 

§ 9 des Entwurfs über die Stückelung der neuen An- 
teilsrechte und § 12 des Entwurfs über die verhält- 
nismäßige Beteiligung der Gesellschafter an dem 
erhöhten Nennkapital können dazu führen, daß auf 
einen alten Anteil nicht ein voller neuer Anteil, 
sondern nur ein Teil eines neuen Anteils entfällt. 
Auch ein solches Teilrecht steht dem Aktionär (Ge- 
sellschafter) unmittelbar zu. Er hat nicht nur ein 
Teil-Bezugsrecht auf ein neues Anteilsrecht. Das 
Teilrecht ist — wie grundsätzlich jedes andere 
Recht — veräußerlich und vererblich. Um darüber 
keine Zweifel aufkommen zu lassen, ist dies in § 13 
Abs. 1 ausdrücklich bestimmt. 

Nach den Vorschriften des Aktiengesetzes und des 
Gesetzes betreffend die Gesellschaften mit beschränk- 
ter Piaftung können Mitgliedschaftsrechte nur aus 
einem vollen Anteilsrecht geltend gemacht werden. 
Dies schließt aber nicht aus, daß ein volles Anteils- 
recht mehreren Berechtigten zusteht (§ 63 des Ak- 
tiengesetzes, § 18 des Gesetzes betreffend die Gesell- 
schaften mit beschränkter Haftung). Dieser Rechts- 
lage folgt § 13 Abs. 2. Danach hat ein Aktionär 
(Gesellschafter), dem ein Teilrecht zusteht, zwei 
Möglichkeiten, daraus Rechte geltend zu machen. Er 
kann so viele Teilrechte hinzu erwerben, daß diese 
zusammen ein volles Recht ergeben. Gerade des- 
halb sind die Teilrechte in § 13 Abs. 1 des Entwurfs 
für selbständig veräußerlich erklärt. Der Aktionär 
(Gesellschafter) kann sich aber auch mit anderen 
Aktionären (Gesellschaftern), deren Teilrechte zu- 
sammen mit seinem Teilrecht ein volles Recht er- 
geben, zur gemeinschaftlichen Ausübung der Rechte 
zusammenschließen. Diese Rechtslage entspricht den 
Möglichkeiten, die bei der gewöhnlichen Kapital- 
erhöhung für Aktionäre bestehen, deren Bezugs- 
recht nicht ausreicht, um eine neue Aktie zu be- 
ziehen. 


I Zu § 14 

An die Kapitalerhöhung muß sich bei Aktiengesell- 
schaften und Kommanditgesellschaften auf Aktien 
! die Ausgabe der neuen Aktien anschließen. Sie ist 
insbesondere dann nicht einfach durchzuführen, 
wenn auf eine einzelne alte Aktie nicht eine volle 
neue entfällt. Dann muß sich erst durch Kauf und 
Verkauf der Teilrechte der zum Empfang einer 
neuen Aktie Berechtigte herauskristallisieren. Voll- 
zieht sich dieser Vorgang nicht freiwillig, so muß 
notfalls ein Verkauf der neuen Aktie erfolgen. 

Zur Durchführung der Aktienausgabe sieht § 14 
; Abs. 1 des Entwurfs eine Bekanntmachung in den 
Gesellschaftsblättern mit der Aufforderung an die 
Aktionäre vor, die neuen Aktien [innerhalb eines 
Jahres abzuholen, widrigenfalls sie für Rechnung 
der Beteiligten verkauft werden können. 

: Zum Schutze der oft säumigen Aktionäre hat die 
: Gesellschaft dann nach Ablauf des Jahres den Ver- 
I kauf der nicht abgeholten Aktien anzudrohen (§ 14 
Abs. 2). Nach Ablauf eines weiteren Jahres muß 
der Verkauf durchgeführt werden (§ 14 Abs. 3). Es 
sollen dadurch die Schwierigkeiten vermieden wer- 
den, die in Auswirkung der Kapitalberichtigung 
nach der Dividendenabgabeverordnung bei späte- 
ren Kapitalerhöhungen und noch mehr bei der 
* späteren Neuordnung der Kapitalverhältnisse nach 
j der D-Markbilanzgesetzgebung bei den Gesellschaf- 
ten aufgetreten sind, die vom Zwangsverkauf ab- 
gesehen haben. 

I Die Absätze 1 bis 3 gehen von dem Regelfall aus, 

I daß Aktienurkunden auszugeben sind. Sie gelten 
; entsprechend für Gesellschaften ohne Aktienurkun- 
den; auch hier bedarf es der Zuteilung der neuen 
I Anteilsrechte an die Aktionäre (§ 14 Abs. 4 des 
Entwurfs). 

iZu § 15 

Auch eigene Anteile waren schon vor der Kapital- 
erhöhung an dem Vermögen der Gesellschaft be- 
teiligt. Daher ist es, auch um eine Verschiebung der 
j Beteiligungsverhältnisse auszuschließen, folgerich- 
I tig, auch eigene Anteile an der Kapitalerhöhung 
; teilnehmen zu lassen (§ 15 Abs. 1 des Entwurfs). 

Dies bedarf einer besonderen Vorschrift, da nach 
i § 65 Abs. 7 des Aktiengesetzes der Gesellschaft aus 
eigenen Aktien keine Rechte zustehen und ange- 
j nommen werden könnte, daß darunter auch Rechte 
I aus einer Kapitalerhöhung aus Gesellschaftsmitteln 
^ zu verstehen sind. 

j § 2 des Entwurfs verweist nicht auf § 149 Abs. 4 
des Aktiengesetzes. Daraus folgt, daß ausstehende 
Einlagen die Kapitalerhöhung aus Gesellschafts- 
! mittein nicht ausschließen. Die Erwägungen, die 
dem § 149 Abs. 4 des Aktiengesetzes zugrunde lie- 
gen, treffen auf die Kapitalerhöhung aus Gesell- 
schaftsmitteln nicht zu. Das Vorhandensein teil- 
eingezahlter Anteile bereitet jedoch bei der Kapi- 
j talerhöhung aus Gesellschaftsmitteln erhebliche 
rechtliche Schwierigkeiten, zu deren Überwindung 
§ 15 Abs. 2 und § 16 Abs. 2 des Entwurfs beitragen 
wollen. 
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§ 15 Abs. 2 Satz 1 stellt klar, daß teileingezahlte 
Anteile nicht etwa nur im Verhältnis der geleiste- 
ten Einlage, sondern nach dem Grundsatz des § 12 
des Entwurfs entsprechend ihrem Nennbetrag an 
der Kapitalerhöhung teilnehmen. 

Da die teileingezahlten Anteile für den Fall, daß 
die Aktionäre (Gesellschafter) den ausstehenden 
Betrag nach Aufforderung nicht rechtzeitig einzah- 
len, eine wichtige Haftungsgrundlage darstellen 
(§§ 58, 59 AktG, §§ 21 bis ’23 des Gesetzes betref- 
fend die Gesellschaften mit beschränkter Haftung), 
sorgt § 15 Abs. 2 Satz 2 dafür, daß diese Haftungs- 
grundlage für die Kapitalerhöhung aus Gesell- 
schaftsmitteln nicht geschmälert wird. Wird die 
Kapitalerhöhung aus Gesellschaftsmitteln durch 
Ausgabe neuer Anteile durchgeführt, so wird 
dadurch der Wert der alten Anteile vermin- 
dert. Als Haftungsgrundlage steht dann nur noch 
der verminderte Wert der alten Anteile zur 
Verfügung, es sei denn, daß durch besondere Vor- 
schriften die Haftung für die ausstehenden Beträge 
auf die neuen Anteile erstreckt wird, wie es in § 26 
der Zweiten Durchführungsverordnung zur Divi- 
dendenabgabeverordnung geschehen ist. Die Vor- 
schriften der Zweiten Durchführungsverordnung zur 
Dividendenabgabeverordnung über die teileinge- 
zahlten Anteile haben sich jedoch in der Praxis 
nicht bewährt. Der Entwurf geht daher einen ein- 
facheren Weg und gestattet in § 15 Abs. 2 Satz 2 
bei dem Vorhandensein teileingezahlter Anteile 
abweichend von § 9 des Entwurfs die Kapitalerhö- 
hung aus Gesellschaftsmitteln nur in der Weise, 
daß der Nennbetrag der teileingezahlten Anteile 
erhöht wird; dann bleibt der volle Wert der alten 
Anteile als Haftungsgrundlage erhalten. Aus prak- 
tischen Gründen wird in diesen Fällen abweichend 
von § 9 des Entwurfs den Aktiengesellschaften und 
Kommanditgesellschaften auf Aktien gestattet, auch 
den Nennbetrag der volleingezahlten Aktien zu 
erhöhen. 

Zu § 16 

§ 16 Abs. 1 des Entwurfs steht im Zusammenhang 
mit § 12 des Entwurfs. § 12 enthält die starre Regel, 
daß die neuen Anteilsrechte den Aktionären (Ge- 
sellschaftern) im Verhältnis ihrer Anteile am bis- 
herigen Nennkapital zustehen. Dies kann jedoch, 
wenn nicht alle Rechte der Aktionäre (Gesellschaf- 
ter) gleichmäßig nach den Nennbeträgen der An- 
teilsrechte abgestuft sind, dazu führen, daß sich 
das Verhältnis der mit den Anteilen verbundenen 
Rechte zueinander verschiebt. § 16 Abs. 1 will dies 
verhindern. Denn die Kapitalerhöhung aus Gesell- 
schaftsmitteln soll in das Verhältnis der Rechte der 
Aktionäre (Gesellschafter) zueinander nicht ein- 
greifen. Es hat deshalb gegebenenfalls eine An- 
passung der mit den Anteilen verbundenen Rechte 
(Stimmrechte, Vorzugsdividende usw.) an die durch 
die Kapitalerhöhung geschaffenen Verhältnisse in 
der Weise zu erfolgen, daß nach der Anpassung 
die Rechte zueinander im gleichen Verhältnis stehen 
wie vor der Kapitalerhöhung. § 16 Abs. 1 stimmt 
mit § 41 des D-Markbilanzgesetzes überein, dem 
die gleichen Erwägungen zugrunde liegen. 


§ 16 Abs. 2 des Entwurfs stellt klar, was sich aus 
§ 16 Abs. 1 des Entwurfs für teileingezahlte Anteile 
ergibt. Die Mitgliedschaftsrechte, die nach der Höhe 
der geleisteten Einlage abgestuft sind, bestimmen 
sich nach der Kapitalerhöhung nicht weiterhin nur 
nach der Höhe der geleisteten Einlage. Bei dieser 
Berechnung kämen die teileingezahlten Anteile im 
Verhältnis zu den voll eingezahlten Anteilen zu 
kurz, da der auf sie entfallende Teil der Mitglied- 
schaftsrechte gleichbliebe, während der auf die voll 
eingezahlten Anteile entfallende Teil wegen der 
Erhöhung des Nennbetrages ihrer Anteile stiege, 
obwohl auch die teilweise geleisteten Einlagen ver- 
hältnismäßig an der Vermehrung des Vermögens 
der Gesellschaft mitgewirkt haben. Dem Grundsatz 
des § 16 Abs. 1 des Entwurfs entspricht es, in den 
Fällen, in denen sich Mitgliedschaftsrechte der teil- 
eingezahlten Anteile nach der Höhe der geleisteten 
Einlage bestimmen, diese Berechnungsgrundlage in 
dem gleichen Verhältnis zu erhöhen, in dem die 
Nennbeträge der voll eingezahlten Anteile sich er- 
höht haben (§ 16 Abs. 2 Satz 1 des Entwurfs). Der 
Anspruch auf die ausstehenden Einlagen wird da- 
durch selbstverständlich nicht berührt. Weitere Ein- 
zahlungen verändern die Berechnungsgrundlage 
entsprechend (§ 16 Abs. 2 Satz 2 des Entwurfs). 
Zur Wahrung des alten Verhältnisses muß schließ- 
lich auch bei einer etwaigen Auflösung der Gesell- 
schaft und Verteilung ihres Vermögens (§ 212 
Abs. 3 AktG) der Erhöhungsbetrag bei allen Aktien, 
gleichgültig, ob sie voll- oder teileingezahlt sind, 
als eingezahlt gelten (§ 16 Abs. 2 Satz 3 des Ent- 
wurfs). 

Aber nicht nur das Verhältnis der Rechte der 
Aktionäre (Gesellschafter) zueinander soll durch 
die Kapitalerhöhung nicht berührt werden, sondern 
auch nicht die vertraglichen Beziehungen der Ge- 
sellschaft zu Dritten, die irgendwie von den Kapi- 
tal- oder Gewinnverhältnissen abhängen. Solche 
vertraglichen Rechte Dritter berechnen sich nach 
der Kapitalerhöhung nach den neuen Nennbeträgen 
der Anteile und des Nennkapitals. Ihr wirtschaft- 
licher Inhalt wird jedoch nach § 16 Abs. 3 des Ent- 
wurfs nicht berührt. Daraus folgt, daß die übrigen 
Berechnungsfaktoren, z. B. der Hundertsatz einer 
Gewinnbeteiligung, den neuen Nennbeträgen der- 
art anzupassen sind, daß der wirtschaftliche Inhalt 
des Rechts unberührt bleibt. Die vertraglichen Be- 
ziehungen, um die es sich handelt, wurden auf der 
Grundlage bestimmter Kapital- oder Gewinnver- 
hältnisse mit einem dadurch bestimmten wirtschaft- 
lichen Inhalt geschaffen, auf den es den Parteien 
ankommt und der daher durch die Kapitalerhöhung 
nicht verändert werden darf. 

Zu § 17 

§ 17 des Entwurfs trifft für die Fälle, in denen der 
Beschluß über die Kapitalerhöhung nichts über den 
Beginn des Gewinnrechts der neuen Anteile be- 
stimmt, eine der besonderen Sachlage gerecht wer- 
dende Regelung. Bei der Kapitalerhöhung aus Ge- 
sellschaftsmitteln steht das Vermögen, das den 
Gegenwert der umgewandelten Rücklagen darstellt, 
den Aktionären (Gesellschaftern) schon zu Beginn 
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des Geschäftsjahres zu, in dem die Kapitalerhöhung 
beschlossen worden ist. Daher erscheint es billig, 
die Aktionäre (Gesellschafter) oder ihre Rechts- 
nachfolger auch für die neuen Anteilsrechte am 
Gewinn des ganzen Geschäftsjahres teilnehmen zu 
lassen. Durch eine solche Regelung wird auch die 
Bildung eines besonderen Kurses für die neuen 
Aktien vermieden. 

Zu § 18 

Der wirtschaftliche Inhalt der Umtausch- oder Be- 
zugsrechte, zu deren Gewährung eine Kapital- 
erhöhung beschlossen wird, wird nach § 16 Abs. 3 
des Entwurfs durch die Kapitalerhöhung nicht be- 
rührt. Dies bedeutet, daß der Gesamtnennbetrag 
der Bezugsaktien, die den Umtausch- oder Bezugs- 
berechtigten zu gewähren sind, sich im gleichen 
Verhältnis erhöht wie das Grundkapital. Im glei- 
chen Umfang muß daher das bedingte Kapital er- 
höht werden. Um den Gesellschaften zu ersparen, 
darüber einen besonderen Beschluß zu fassen, be- 
stimmt § 18 Satz 1 des Entwurfs, daß die Erhöhung 
des bedingten Kapitals von selbst eintritt. 

§ 18 Satz 2 des Entwurfs betrifft einen bestimmten 
Fall der bedingten Kapitalerhöhung. Nach § 166 
Abs. 2 des Aktiengesetzes darf die Ausgabe von 
Bezugsaktien gegen Wandelschuldverschreibungen 
nur geschehen, wenn der Unterschied zwischen dem 
Ausgabebetrag der zum Umtausch eingereichten 
Schuldverschreibungen und dem höheren Nenn- 
betrag der für sie zu gewährenden Bezugsaktien 
aus dem Reingewinn, einer freien Rücklage oder 
durch Zuzahlung des Umtauschberechtigten gedeckt 
ist. Nach einer Kapitalerhöhung aus Gesellschafts- 
mitteln kann wegen der Anpassung der Umtausch- 
rechte an das erhöhte Grundkapital nach § 16 Abs. 3 
des Entwurfs der Unterschied zwischen dem 
Ausgabebetrag der Schuldverschreibungen und dem 
höheren Nennbetrag der Bezugsaktien höher sein, 
als ursprünglich angenommen wurde. Dies könnte 
dazu führen, daß die in § 166 Abs. 2 des Aktien- 
gesetzes geforderte Deckung des Unterschieds nicht 
mehr gewährleistet ist. Um diese Deckung sicher- 
zustellen, schreibt § 18 Satz 2 des Entwurfs die 
Bildung einer Sonderrücklage vor. Der Entwurf be- 
schränkt die Sonderrücklage nicht auf die Deckung 
des durch die Kapitalerhöhung aus Gesellschafts- 
mitteln entstandenen Unterschieds zwischen dem 
bisherigen Nennbetrag und dem nunmehr erhöhten 
Nennbetrag der zu gewährenden Bezugsaktien, 
sondern sieht die Bildung der Sonderrücklage für 
den vollen in Betracht kommenden Betrag vor. Da- 
durch soll verhindert werden, daß auch der Teil der 
Rücklagen, der zur Deckung des schon vor der Ka- 
pitalerhöhung sich ergebenden Unterschieds benö- 
tigt wird, in Grundkapital umgewandelt wird und 
bei der Ausgabe der Bezugsaktien nicht mehr zur 
Verfügung steht. 

Zu § 19 

Erst mit der Eintragung des Beschlusses über die 
Kapitalerhöhung ist das Nennkapital erhöht (§ 11 
Abs. 1 des Entwurfs). § 19 des Entwurfs stellt klar, 
daß vorher neue Aktien und Zwischenscheine nicht 


ausgegeben und neue Geschäftsanteile nicht gebil- 
det werden dürfen. Die Aktien und Zwischenscheine, 
die entgegen dieser Vorschrift ausgegeben, sowie 
Geschäftsanteile, die entgegen dieser Vorschrift ge- 
bildet werden, sind jedoch, wie sich aus dem Wort- 
laut „dürfen nicht" ergibt, nicht nichtig. 

Zu § 20 

Das Vermögen, das den Gegenwert der in Nenn- 
kapital umgewandelten“ Rücklagen darstellt, stand 
schon vor der Kapitalerhöhung den Aktionären 
(Gesellschaftern) zu. Die neuen Anteilsrechte, die 
sie auf Grund der Kapitalerhöhung erhalten, stel- 
len daher bei ihnen ebenso wenig eine Vermögens- 
mehrung dar wie bei der Gesellschaft selbst. Daher 
darf der Zuwachs an Anteilsrechten bei dem bilan- 
zierungspflichtigen Aktionär (Gesellschafter) nicht 
zum Ausweis eines Gewinns führen. Andererseits 
ist zu berücksichtigen, daß dem Aktionär (Gesell- 
schafter) mengenmäßig in den neuen Anteilsrechten 
neue Vermögensgegenstände zufließen, die nach 
dem Grundsatz der Vollständigkeit der Bilanz in 
die Bilanz aufgenommen und bewertet werden 
müssen. § 20 Satz 1 des Entwurfs löst das Problem 
in der Weise, daß die Anschaffungskosten der 
alten Anteilsrechte nach der Kapitalerhöhung auf 
die alten Anteilsrechte und auf die neuen Anteils- 
rechte zu verteilen sind; die Beträge, die sich dabei 
für die einzelnen Anteilsrechte ergeben, gelten als 
deren Anschaffungskosten. Dadurch wird einerseits 
der Ausweis eines Gewinns verhindert, anderer- 
seits aber die Bewertung der neuen Anteilsrechte 
ermöglicht. Diese Lösung entspricht auch den wirt- 
schaftlichen Auswirkungen des Vorgangs. In dem 
Maße, wie auf Grund der Kapitalerhöhung neue 
Anteilsrechte entstehen, verlieren die alten Anteils- 
rechte an Wert, da das Vermögen der Gesellschaft 
unverändert geblieben ist. 

Nachdem durch § 20 Satz 1 des Entwurfs klargestellt 
ist, daß die neuen Anteilsrechte keinen Wert- 
zuwachs darstellen, entfällt auch ihr Ausweis als 
Zugang in der Bilanz nach § 131 Abs. 4 Satz 2 des 
Aktiengesetzes (§ 20 Satz 2 des Entwurfs). 

Zu § 21 

§ 21 des Entwurfs erleichtert die Einführung der 
neuen Aktien an der Börse. 

ZWEITER ABSCHNITT 

Gewinn- und Verlustrechnung 

Der Zweite Abschnitt behandelt die Neugliederung 
der aktienrechtlichen Gewinn- und Verlustrechnung 
(§ 22 ). 

I. Allgemeines 

Ein wesentliches Anliegen der Pläne zur Förde- 
rung des Kapitalmarktes ist es, die Aktiengesellschaf- 
ten zu veranlassen, ihre Gewinne in größerem Um- 
fang als bisher an die Aktionäre auszuschütten. 
Nur wenn die Aktien eine angemessene Rendite 
abwerfen, kann erwartet werden, daß mehr Sparer 
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ihr Geld dem Kapitalmarkt zur Verfügung stellen. 
Die Aktionäre können jedoch auf die Ausschüttung 
höherer Dividenden nur dann hinwirken, wenn sie 
die Gewinne der Gesellschaft, wie sie sich nach 
betriebswirtschaftlichen Grundsätzen errechnen wür- 
den, besser kennen, als es gegenwärtig der Fall ist. 
Gegen die Vorschrift über die Gewinn- und Ver- 
lustrechnung (§ 132 AktG) kann mit Recht der Vor- 
wurf erhoben werden, daß sie hinsichtlich der Aus- 
sagefähigkeit der Gewinn- und Verlustrechnung hin- 
ter dem früheren § 261 c des Handelsgesetzbuchs in 
der Fassung der Verordnung vom 19. September 
1931 zurückbleibt. Durch eine weitgehende Saldie- 
rung des Jahresertrages mit Aufwendungen und Er- 
trägen ist der Jahresertrag nach außen überhaupt 
nicht mehr erkennbar. Hinzu kommt, daß die Bil- 
dung stiller Reserven überhaupt nicht ausweis- 
pflichtig ist und die Auflösung stiller Reserven 
nicht in vollem Umfang ausgewiesen zu werden 
braucht. Das hat dazu geführt, daß ein Teil der 
Gesellschaften in den letzten Jahren verhältnismä- 
ßig hohe stille Reserven gebildet hat. Es erscheint 
deshalb — von allen im Rahmen der kommenden 
Aktienrechtsreform außerdem zu treffenden Maß- 
nahmen abgesehen ■ — zum Zwecke der Förderung 
des Kapitalmarktes jedenfalls geboten, die Gewinn- 
und Verlustrechnung der Aktiengesellschaften und 
Kommanditgesellschaften auf Aktien aussagefähiger 
zu gestalten. Dazu gehört vor allem, daß künftig 
die Gesellschaften, von einigen Ausnahmen abge- 
sehen, ihren Umsatz angeben müssen. Wird der 
Umsatz gezeigt und auch sonst die Gewinn- und 
Verlustrechnung ausführlicher gegliedert, ist eine 
bessere Beurteilung der Betriebs- und Unterneh- 
mensergebnisse möglich. 

Da die Kapitalmarktförderung dringlich ist, kann 
mit der Reform der Gewinn- und Verlustrechnung 
nicht bis zur kommenden Aktienrechtsreform ge- 
wartet werden. Sie muß jedenfalls in dem gekenn- 
zeichneten Umfang vorab erfolgen. 

Es bleibt Vorbehalten, im Zuge der Aktienrechts- 
reform, insbesondere der Vorschriften über die Jah- 
resbilanz, weitere Verfeinerungen der Gewinn- und 
Verlustrechnung vorzusehen. 


II. Zur Neufassung des § 132 des Aktiengesetzes 
im einzelnen 

Absatz 1 stellt es den Gesellschaften frei, in wel- 
cher Form sie die Gewinn- und Verlustrechnung 
aufstellen wollen, ob in der Konto- oder in der Staf- 
felform. 

Die Kontoform (Absatz 2) entspricht dem geltenden 
Recht. Sie ist dadurch gekennzeichnet, daß die Auf- 
wendungen auf der einen Seite und die Erträge auf 
der anderen Seite einander gegenübergestellt wer- 
den. Als Saldo erscheint ein Reingewinn oder ein 
Reinverlust. 

Die Staffelform (Absatz 3) enthält sachlich die glei- 
chen Posten wie die Kontoform. Kennzeichnend für 
die Staffelform ist, daß die Aufwendungen und Er- 
träge nicht nebeneinandergestellt, sondern in be- 
stimmten Gruppen untereinander aufgeführt wer- 
den, wobei jede Gruppe mit einem Zwischenergeb- 


nis abschließt. Die Staffelform wird von den Wirt- 
schaftsprüfern vorgeschlagen. Sie hat den Vorzug 
der größeren Übersichtlichkeit, da sie die Entwick- 
lung von den Umsatzerlösen bis zum Reingewinn 
untereinander in jeder Phase ablesbar zeigt. 

Kontoform (Absatz 2) 

Die Eingangsworte stimmen mit dem geltenden 
Recht überein. 

Zu I. Aufwendungen 

Nr, 1: Dieser Posten beruht darauf, daß in der Ge- 
winn- und Verlustrechnung der Leistung des Ge- 
schäftsjahrs, die sich in den Umsatzerlösen aus- 
drückt, die Herstellungskosten für diese Leistungen 
gegenübergestellt werden. Die Umsatzerlöse ent- 
halten, wenn sich der Bestand an Erzeugnissen seit 
Beginn des Geschäftsjahrs durch Verkauf vermindert 
hat, auch die Erlöse für den Teil der Erzeugnisse, 
die schon zu Beginn des Geschäftsjahrs vorhanden 
waren und daher eine Leistung des vorangegange- 
nen Geschäftsjahrs darstellen. In Höhe ihres Wer- 
tes müssen daher die Umsatzerlöse durch den Posten 
Nr. 1 berichtigt werden. 

Nr. 2: Diese Aufwendungen können nach geltendem 
Recht mit dem Jahresertrag verrechnet werden 
(§ 132 Abs. 1 II. Nr. 1 AktG). Hauptsächlich dadurch 
wird die Gewinn- und Verlustrechnung so undurch- 
; sichtig. Da diese Aufwendungen einen wesentlichen 
Teil der Herstellungskosten darstellen, sollen sie 
gesondert ausgewiesen werden. Damit wird der 
; echte betriebliche Erfolg klarer gezeigt. 

Nr. 3 und 4: Diese Posten entsprechen dem gelten- 
: den Recht (§ 132 Abs. 1 I. Nr. 1 und 2 AktG). 

; Nr. 5: Die Aktionäre haben einen Anspruch darauf 

■ zu erfahren, wie hoch die zusätzlichen sozialen Lei- 

■ stungen der Gesellschaft für die Betriebsangehöri- 
! gen sind. 

, Nr. 6, 7 und 8: Nach dem Wortlaut des § 132 Abs. 1 
, I. Nr. 3 des Aktiengesetzes sind nur die Abschrei- 
! bungen und Wertberichtigungen auf das Anlage- 
I vermögen aüszuweisen, und zwar ohne Untertei- 
lung. Der Entwurf trennt einmal die Abschreibun- 
gen und Wertberichtigungen auf das Sachanlage- 
vermögen und auf die immateriellen Anlagewerte 
(§ 131 Abs. 1 A 11. Nr. 1 bis 5 AktG) von den Ab- 
schreibungen und Wertberichtigungen auf das 
Finanzanlagevermögen (§ 131 Abs. 1 A II. Nr. 6 
und 7 AktG). Die beiden Untergruppen des Anlage- 
vermögens sind ihrer Natur nach, vor allem auch 
im Hinblick auf die wirtschaftliche Bedeutung der 
Abschreibungen und Wertberichtigungen, sehr ver- 
schieden. Die Abschreibungen und Wertberichtigun- 
gen auf das Sachanlagevermögen und auf immate- 
rielle Anlagewerte sind in der Regel Teil der Her- 
stellungskosten (§ 133 Nr. 1 Abs. 3 AktG), die Ab- 
schreibungen und Wertberichtigungen auf das 
Finanzanlagevermögen dagegen in der Regel echte 
Verluste. 

Für das geltende Recht ist nicht unbestritten, ob Ab- 
schreibungen auf das Umlaufvermögen, wenn sie 
Vorkommen, gesondert auszuweisen sind. Nach rich- 
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tiger Ansicht sind sie auszuweisen. Der Entwurf 
klärt durch Wiederherstellung des schon im Han- | 
delsgesetzbuch vorgesehenen Postens (§ 261 c Abs. 1 
I. Nr. 4 HGB) ,, andere Abschreibungen und Wert- 
berichtigungen", daß solche „anderen" Abschrei- 
bungen und Wertberichtigungen, d. h. Abschrei- 
bungen und Wertberichtigungen auf das Umlauf- 
vermögen, gesondert auszuweisen sind. Ausgenom- 
men sind allerdings Abschreibungen und Wertbe- 
richtigungen auf Vorräte (§ 131 Abs. 1 A III. Nr. 1 
bis 3 AktG), da Wertminderungen bei Vorräten in 
der Regel nicht durch Abschreibungen und Wertbe- 
richtigungen, sondern unmittelbar durch niedrigere 
Bewertung berücksichtigt werden. 

Nr. 9: Der Entwurf enthält nicht wie das geltende 
Recht in § 132 Abs. 1 I Nr. 8 des Aktiengesetzes 
den Posten „außerordentliche Aufwendungen". Die 
Abgrenzung dieses Postens bereitet in der Praxis 
Schwierigkeiten. Er wird daher fallengelassen. Da- 
für werden die wichtigsten Fälle außerordentlicher 
Aufwendungen als besondere Posten aufgenommen. 

Bei Verlusten aus dem Abgang von Gegenständen 
des Anlagevermögens handelt es sich sowohl um 
die Fälle, in denen ein Gegenstand unter dem Buch- 
wert veräußert wird, als auch um die Fälle, in de- 
nen ein Gegenstand wertlos geworden ist und aus 
dem Bestand ausgeschieden wird. 

Nr. 10: Die Aufwandszinsen sollen nicht mehr wie 
im geltenden Recht (§ 132 Abs. 1 I Nr. 4 AktG) mit 
den Ertragszinsen verrechnet werden dürfen. 

Nr. 11: Im Gegensatz zum geltenden Recht (§ 132 
Abs. 1 I Nr. 5 AktG) soll der gesamte Steuerauf- 
wand als solcher in der Gewinn- und Verlustrech- 
nung erscheinen. 

Nr. 12: Diese Aufwendungen sind darauf zurück- 
zuführen, daß ein Unternehmen, das mit dem bilan- 
zierenden Unternehmen durch Verlustübernahme- 
vertrag verbunden ist, mit Verlust abgeschlossen 
hat. Nach Ansicht einiger stellen sie außerordent- 
liche Aufwendungen dar und mußten als solche auch 
bisher schon ausgewiesen werden. Aber auch wenn 
man mit anderen annimmt, daß sie bisher verrech- 
net werden durften, sollen sie künftig wegen ihrer 
Eigenart gesondert ausgewiesen werden. Sie zeigen 
den Aktionären die ihnen aus einem Verlustüber- 
nahmevertrag drohenden Gefahren auf. 

Nr. 13: Dieser Sammelposten ist in ähnlicher Form 
auch im geltenden Recht (§ 132 Abs. 1 I Nr. 9 AktG) 
enthalten. Er wird nicht entbehrt werden können. 
Die Bedenken, die gegen ihn geltend gemacht wer- 
den könnten, verlieren an Gewicht, wenn, wie es 
im Entwurf geschieht, die wichtigsten Aufwendun- 
gen in größerem Umfang als bisher gesondert auf- 
geführt werden. 

Nr. 14: Dieser Posten steht nach den sonstigen Auf- 
wendungen, weil es sich bei der Abführung von 
Gewinnen nicht mehr um echte Aufwendungen han- 
delt. Der gesonderte Ausweis der abgeführten Ge- 
winne liegt im Interesse der Aktionäre, die wissen 
sollen, wie hoch der Gewinn ist, der ihnen zufließen 
würde, wenn kein Gewinnabführungsvertrag (§ 256 
Abs. 1 AktG) bestände. 


Nr. 15: Der vorjährige Verlustvortrag wird nach 
§ 132 Abs. 2 Satz 2 des Aktiengesetzes lediglich 
beim Reingewinn oder Reinverlust des Jahres ver- 
merkt. Nach dem Entwurf ist der vorjährige Ver- 
lustvortrag in die Gewinn- und Verlustrechnung 
selbst aufzunehmen. 

Nr. 16: Einer der schwersten Mängel des geltenden 
Rechts ist, daß die Zuweisung zu Rücklagen nach 
dem Wortlaut des § 132 des Aktiengesetzes in der 
Gewinn- und Verlustrechnung nicht gesondert aus- 
zuweisen sind. Der gesonderte Ausweis der Be- 
träge, die in Rücklage gestellt werden, ist schon 
deshalb notwendig, weil es sich hier, ebenso wie bei 
den abgeführten Gewinnen, nicht um echte Auf- 
wendungen handelt. Die Einstellung von Beträgen 
in Rücklagen stellt betriebswirtschaftlich nicht Ge- 
winnermittlung dar, sondern ist bereits Gewinnver- 
wendung. Der Gewinn wird verschleiert, wenn diese 
unechten Aufwendungen nicht gesondert ausgewie- 
sen werden. 

Auch aus einem weiteren Grund haben die Aktio- 
näre ein berechtigtes Interesse, die Beträge, die in 
Rücklage gestellt werden, in der Gewinn- und Ver- 
lustrechnung gesondert ausgewiesen zu sehen. Nach 
dem Aktiengesetz stellt in der Regel die Verwal- 
tung den Jahresabschluß fest und bildet dabei die 
Rücklagen (§§ 125, 131 Abs. 2 AktG). Die in Rück- 
lage gestellten Beträge werden dadurch von der Ge- 
winnverteilung ausgeschlossen. Die Aktionäre müs- 
sen diese Beträge kennen, wenn sie in der Lage sein 
sollen, sich gegen die übermäßige Bildung freier 
Rücklagen durch die Verwaltung zu wehren. 

Nr. 17: Dadurch, daß dieser Posten in die Gliede- 
rung aufgenommen wird, erübrigt sich § 132 Abs. 2 
des Aktiengesetzes über den Ausweis des Reinge- 
winns oder Reinverlustes. 

Zu II. Erträge 

Nr. 1 sieht den Ausweis der Umsatzerlöse vor. Die 
Gewinn- und Verlustrechnung folgt damit im Ge- 
gensatz zum geltenden Recht dem Bruttoprinzip. Es 
erscheint nicht als erster Posten auf der Ertragsseite 
ein Verrechnungsposten, sondern die Verrechnung 
wird erst in der Gewinn- und Verlustrechnung selbst 
vorgenommen. Damit gewinnt die Gewinn- und Ver- 
lustrechnung entscheidend an Aussagefähigkeit und 
verhindert weitgehend Verschleierungen des Er- 
trages. 

Nr. 2 und 3: Die Umsatzerlöse zeigen die Jahres- 
leistung nicht vollständig auf. Hinzuzurechnen sind 
eine Bestandserhöhung und andere aktivierte Eigen- 
leistungen. Zu den letzteren zählen vor allem selbst- 
hergestellte Anlagen. 

Nr. 4 bis 7: Diesen Posten ist gemeinsam, daß es 
sich um Erträge handelt, die aus der betrieblichen 
Leistung eines anderen Unternehmens herrühren. 

Nr. 4 ist das Gegenstück zu I Nr. 14, 

Nr. 5 entspricht dem geltenden Recht (vgl. § 132 
Abs. 1 II Nr. 2 AktG). 

Nr. 6 ist neu. Es empfiehlt sich, neben den Erträgen 
aus Beteiligungen (Nr. 5) die Erträge aus anderen 
Wertpapieren des Anlagevermögens auszuweisen. 
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um damit die laufenden Erträge aus dem Finanz- 
anlagevermögen (§ 131 Abs. 1 A II Nr. 6 und 7 
AktG) zu zeigen. 

Die Ertragszinsen (Nr. 7) dürfen, wie schon zu I 
Nr. 10 bemerkt, mit den Aufwandzinsen nicht ver- 
rechnet werden. 

Nr, 8 bis 10: Entsprechend dem Wegfall des Postens 
„außerordentliche Aufwendungen" übernimmt der 
Entwurf aus dem geltenden Recht auch nicht den 
Posten „außerordentliche Erträge". Auch dieser 
Posten macht bei der Auslegung, vor allem bei der 
Abgrenzung gegenüber anderen Posten, Schwierig- 
keiten. Es ist besser, die wichtigsten außerordent- 
lichen Erträge aufzuführen und ihren gesonderten 
Ausweis zu verlangen. Das geltende Recht führt 
zwar auch als wichtige Beispiele die Erträge auf, 
die durch die Auflösung von Wertberichtigungen 
und Rückstellungen und freien Rücklagen gewonnen 
sind (§ 132 Abs. 1 II Nr. 4 AktG). Aber diese Auf- 
zählung muß ergänzt werden, vor allem, um die 
Auflösung stiller Reserven möglichst vollständig zu 
erfassen. 

Nr. 8 zeigt die Auflösung stiller Reserven im An- 
lagevermögen. 

Nr. 9 und 10 zeigen die Auflösung stiller Reserven, 
soweit sie in Wertberichtigungen und Rückstellun- 
gen enthalten sind. 

Die Auflösung stiller Reserven in den Vorräten ist 
schwer zu erfassen, da sie sich in der Regel uner- 
kennbar über den Posten II Nr. 1 „Umsatzerlöse" 
vollzieht. 

Nr. 11: Dieser Posten ist das Gegenstück zu I Nr. 13. 
Im geltenden Recht ist er nicht enthalten, da er in 
dem Sammelposten II Nr. 1 des § 132 Abs. 1 des 
Aktiengesetzes untergeht. 

Nr. 12: Dieser Posten enthält keinen echten Ertrag 
der Gesellschaft. Daher ist er nach den „sonstigen 
Erträgen" aufgeführt. Der gesonderte Ausweis die- 
ses Postens ist geboten, weil er den Verlust der Ge- 
sellschaft zutage treten läßt und dieser auch dann 
nicht unsichtbar bleiben sollte, wenn er von dritter 
Seite ausgeglichen wird. 

Nr. 13: Die Bemerkungen zu I Nr. 15 gelten sinn- 
gemäß. 

Nr. 14: Nach dem geltenden Recht sind nur die aus 
der Auflösung der gesetzlichen Rücklage gewonne- 
nen Beträge gesondert auszuweisen (§ 132 Abs. 1 II 
Nr. 5 AktG). Die Entnahme von Beträgen aus einer 
freien Rücklage ist im geltenden Recht in dem 
Posten „außerordentliche Erträge" (§ 132 Abs. 1 II 
Nr. 4 AktG) enthalten. Nach dem Entwurf ist, wie zu 
Nr. 8 und 10 bemerkt wurde, der Posten „außer- 
ordentliche Erträge" in seine wichtigsten Bestand- 
teile aufgelöst worden. Die Entnahmen aus freien 
Rücklagen sollen mit den Entnahmen aus der ge- 
setzlichen Rücklage zusammengefaßt werden, ebenso 
wie die Einstellungen in freie Rücklagen mit den 
Einstellungen in die gesetzliche Rücklage zusam- 
mengefaßt worden sind. In beiden Fällen handelt es 
sich um Vorgänge, die nach der Ermittlung des Jah- 
resüberschusses oder Jahresfehlbetrages liegen. 


Nr. 15: Zu diesem Posten gelten die Bemerkungen 
zu I Nr. 17 sinngemäß. 

Staffelform (Absatz 3) 

über die Staffelform als solche ist bereits oben das 
Erforderliche gesagt. Da sie sachlich die gleichen 
Posten wie die Kontoform enthält, braucht zu ihren 
einzelnen Posten hier nichts mehr bemerkt zu wer- 
den. Neu sind nur die Posten 

Nr. 4 Gesamtleistung 
Nr. 6 Rohertrag/Rohaufwand 
j Nr. 30 Jahresüberschuß/Jahresfehlbetrag, 

die als Zwischenergebnisse die Auswertung der Ge- 
1 winn- und Verlustrechnung erleichtern. Das Zwi- 
schenergebnis Nr. 6 zeigt das Rohergebnis, das Zwi- 
j schenergebnis Nr. 30 den Überschuß oder Fehl- 
I betrag des Geschäftsjahres vor Bildung und Auf- 
lösung der Rücklagen. 

j Absatz 4 enthält eine Ergänzungsvorschrift zu dem 
, Posten „Ümsatzerlöse". Er ist der wichtigste Posten 
I der Gewinn- und Verlustrechnung. An seinem rich- 
j tigen Ausweis besteht ein entscheidendes Interesse. 

Es ist daher zweckmäßig, genau zu bestimmen, wel- 
I che Abzüge bei der Ermittlung der Umsatzerlöse 
zulässig sind. Der Abzug der Preisnachlässe und der 
zurückgewährten Entgelte beruht darauf, daß in 
Höhe dieser Beträge Umsatzerlöse nicht erzielt wor- 
den sind. Der Begriff „Preisnachlässe" ist dem Ge- 
setz über Preisnachlässe (Rabattgesetz) entlehnt. 
Unter „Preisnachlässe" fallen daher vor allem auch 
die Skonti. 

Absatz 5 liegt die Erwägung zugrunde, daß zum 
I Ausweis des Umsatzes nur solche Gesellschaften 
' verpflichtet sein sollen, deren Aktien über die Börse 
I einem breiten Publikum zugänglich gemacht wer- 
j den oder die wegen ihrer Größe von erheblicher 
j volkswirtschaftlicher Bedeutung sind. Bei Zugrunde- 
f legung der Bilanzsummen von 3 Millionen müssen 
etwa 70 v. H. aller deutschen Aktiengesellschaften 
und Kommanditgesellschaften auf Aktien ihren Um- 
satz ausweisen. 

Eine Ubergangsvorschrift zu § 22 enthält § 24 des 
Entwurfs. 


DRITTER ABSCHNITT 

Strafvorschrift, Übergangs- und Schluß- 
vorschriften 

Zu § 23 

Die Strafvorschrift steht im Zusammenhang mit § 10 
Abs. 1 Satz 2 des Entwurfs und wurde schon in der 
Begründung dazu erwähnt. Ähnliche Strafvorschrif- 
ten finden sich in § 295 Abs. 1 Nr. 3 des Aktien- 
gesetzes und in § 82 Abs. 1 Nr. 1 des Gesetzes be- 
treffend die Gesellschaften mit beschränkter Haf- 
tung. 

Zu § 24 

§ 24 des Entwurfs enthält in Absatz 1 eine Uber- 
gangsvorschrift für die Anwendung des neuen § 132 
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des Aktiengesetzes. Bemerkenswert ist, daß sie den 
Gesellschaften freistellt, die neue Vorschrift auch 
auf frühere noch nicht festgestellte Jahresabschlüsse 
anzuwenden. 

Absatz 2 bestimmt, wie Verweisungen auf § 132 des 
Aktiengesetzes nach dem Inkrafttreten dieses Ge- 
setzes zu verstehen sind. 


Zu § 25 

Die Vorschrift enthält die übliche Berlin-Klausel. 


Anlage 2 


Stellungnahme 

1. Zu § 18 Abs. 2 (neu) 

§ 18 ist durch folgenden neuen Absatz 2 zu er- 
gänzen: 

„(2) Eine Ermächtigung nach § 169 Abs. 1 des 
Aktiengesetzes (genehmigtes Kapital) wird durch 
Kapitalerhöhungen, die auf Grund dieses Geset- 
zes erfolgen, nicht berührt." 

Begründung 

Es bedarf der Klarstellung, ob eine noch nicht 
ausgeschöpfte Ermächtigung nach § 169 Abs. 1 
des Aktiengesetzes auch noch nach einer auf 
Grund dieses Gesetzes beschlossenen nominel- 
len Kapitalerhöhung fortgilt oder nicht. Da das 
genehmigte Kapital eine Maßnahme zur effek- 
tiven Zuführung neuer Mittel darstellt, der in 
der Regel konkrete Investitionsprojekte zu- 
grunde liegen, wird die Entscheidung des Geset- \ 


Zu § 26 

Die Vorschrift enthält die Saar-Klausel. Die Maß- 
gaben erklären sich daraus, daß im Saarland noch 
die Frankenwährung gilt. 

Zu § 27 

Die Vorschrift regelt das Inkrafttreten des Geset- 
zes. Da mit den Maßnahmen zur Förderung des 
Kapitalmarkts nicht gezögert werden soll, soll das 
Gesetz bereits am Tage nach seiner Verkündung 
in Kraft treten. 


des Bundesrates 

zes dahin gehen müssen, daß — unbeschadet 
der Möglichkeit, die Ermächtigung durch 
Hauptversammlungsbeschluß zu widerrufen — 
sie jedenfalls grundsätzlich im alten Ausmaß 
und zu den alten Bedingungen weiter ausgenutzt 
werden kann; das genehmigte Erhöhungskapital 
bleibt also betragsmäßig unverändert. 

2. Zu § 21 

§ 21 ist im Eingang wie folgt zu fassen: 

„Sind Aktien einer Gesellschaft, die vor der 
Erhöhung des Grundkapitals ausgegeben sind, an 
einer deutschen Börse ..." 

Begründung 

Die Fassung der Regierungsvorlage ist zu eng, 
außerdem ist der Ausdruck „Gattung" hier nicht 
zutreffend. 
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Auffassung der Bundesregierung zu der Stellungnahme des 

Bundesrates 


Die Bundesregierung nimmt zu den Änderungsvor- 
schlägen des Bundesrates wie folgt Stellung: 

Zu 1. 

Die vom Bundesrat vorgeschlagene Vorschrift 
könnte nach ihrem Wortlaut so verstanden wer- 
den, daß eine noch nicht ausgeschöpfte Ermächti- 
gung nach § 169 Abs. 1 des Aktiengesetzes durch 
eine Kapitalerhöhung aus Gesellschaftsmitteln in 
keinem Falle berührt werden soll. Dies würde be- 
deuten, daß von der Ermächtigung auch dann noch 
Gebrauch gemacht werden könnte, wenn sie nur 
unter Bedingungen oder Beschränkungen erteilt wor- 
den war, die es an sich ausschließen würden, nach 
einer Kapitalerhöhung aus Gesellschaftsmitteln die 
Ermächtigung noch auszunutzen. Dieser gesetzliche 
Eingriff in die von der Hauptversammlung festge- 
setzten Bedingungen und Beschränkungen der Er- 
mächtigung wäre nicht unbedenklich. Anscheinend 
will der Bundesrat auch selbst nicht so weit gehen, 
wie sich daraus ergibt, daß er in der Begründung 
seines Änderungsvorschlags erwähnt, daß die Er- 
mächtigung „jedenfalls grundsätzlich" weiter aus- 
genutzt werden kann. Soll sich aber die Frage, wel- 
chen Einfluß eine Kapitalerhöhung aus Gesell- 
schaftsmitteln auf den Fortbestand einer noch nicht 
ausgeschöpften Ermächtigung hat, nach dem Inhalt 
der Ermächtigung im Einzelfalle richten, so kann 
nicht in einer gesetzlichen Vorschrift generell be- 
stimmt werden, daß die Ermächtigung fortgilt. Die 
Bundesregierung hält es unter diesen Umständen 


für richtiger, auf eine gesetzliche Regelung dieser 
Frage zu verzichten. Es besteht dann bei einer 
Kapitalerhöhung aus Gesellschaftsmitteln die 
gleiche Rechtslage wie bei allen Ereignissen, die 
nach der Schaffung eines genehmigten Kapitals ein- 
treten. In aller Regel wird die Kapitalerhöhung aus 
Gesellschaftsmitteln keinen Einfluß auf den Fortbe- 
stand der Ermächtigung haben. Wenn aber für die 
Ausübung der Ermächtigung in der Satzung Be- 
dingungen oder Beschränkungen festgesetzt worden 
sind, kann sich im Einzelfalle ergeben, daß die Er- 
mächtigung wegen der Kapitalerhöhung aus Gesell- 
schaftsmitteln als erloschen anzusehen ist. 

Im letzten Satz der Begründung des Änderungs- 
vorschlags wird die weitere Frage angesprochen, ob 
das genehmigte Erhöhungskapital trotz einer Kapi- 
talerhöhung aus Gesellschaftsmitteln betragsmäßig 
unverändert bleibt. Nach der Auffassung der Bun- 
desregierung bedarf diese Frage keiner ausdrück- 
lichen gesetzlichen Regelung. Wie sich insbesondere 
aus § 169 Abs. 3 des Aktiengesetzes ergibt, hat das 
genehmigte Kapital einen ganz bestimmten Nenn- 
betrag. Es versteht sich von selbst, daß dieser 
Nennbetrag, wie durch andere Änderungen des 
Grundkapitals, auch durch eine Kapitalerhöhung 
aus Gesellschaftsmitteln nicht verändert wird. 

Zu 2. 

Diesem Änderungsvorschlag stimmt die Bundesre- 
gierung zu. 
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